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Vorwort 

Die Welle fremdenfeindlicher Straftaten, die in der letzten Zeit unser Land 
erschüttert hat, gibt nicht nur Anlaß zur Sorge bezüglich des Zustandes 
unserer Gesellschaft und politischen Kultur, sondern stellt auch eine große 
Herausforderung an die Institutionen der sozialen Kontrolle dar. Der Polizei, 
neben Justiz und Sozialarbeit die wichtigste Instanz formeller Sozial­
kontrolle, kommt bei der Bekämpfung fremdenfeindlicher Straftaten naturge­
mäß eine zentrale Rolle zu. 

Will die Polizei die ihr zugedachte Aufgabe der Kriminalitätsbekämpfung 
wirksam erfüllen, so bedarf es einer fundierten kriminalistisch-kriminologi­
schen Ursachenanalyse. Die Bekämpfung fremdenfeindlicher Straftaten 
bildet diesbezüglich keine Ausnahme. Auch sie setzt ein empirisches Wissen 
über die Ursachen fremdenfeindlicher Straftaten, die Täter und deren 
Vorgehensweisen sowie das Umfeld der Straftat voraus. 

Die vorliegende Analyse gibt aus polizeilicher Sicht einen Überblick über 
die wichtigsten Untersuchungen und deren Ergebnisse zum Thema "Fremden­
feindliche Straftaten und Skinheads ", um daraus Konsequenzen für die 
polizeiliche Arbeit ableiten zu können. Ebenso werden aus polizeilicher und 
kriminologischer Perspektive Forschungsdefizite aufgezeigt, um weiteren 
Forschungsbedarf in diesem Bereich zu signalisieren. Eine Bestandsaufnah­
me der bisherigen polizeilichen Maßnahmen in den einzelnen Bundesländern 
verdeutlicht, welche Anstrengungen seitens der Polizei bisher unternommen 
wurden, um dem Problem zu begegnen. 

Es muß jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen werden, daß das Problem 
der fremdenfeindlichen Straftaten nicht von der Polizei allein gelöst werden 
kann. Vielmehr setzt eine wirksame Bekämpfung fremdenfeindlicher 
Straftaten - darin sind sich alle Experten im wesentlichen einig - das 
Zusammenwirken verschiedener gesellschaftlicher Kräfte voraus. Der 
Bestandsaufnahme polizeilicher Maßnahmen kommt deshalb unter dem 
Gesichtspunkt der Zusammenarbeit von Polizei und Bürger sowie von Polizei 
und anderen Instanzen sozialer Kontrolle eine besondere Bedeutung zu. 

Hans-Ludwig Zachert 
Präsident des Bundeskriminalamtes 
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1. Ausgangsüberlegungen ZU einer Bestandsaufnahme neuerer literatur zum 
Thema "Fremdenfeindliche Gewalt I Skinheads" 

Die Brisanz des Themas "Fremdenfeindliche Gewalt / Skinheads" ist 
angesichts der Zunahme von Straftaten mit einem fremden feindlichen 
Hintergrund offensichtlich. Wie ein Blick auf die Zahlen des bundesweiten 
polizeilichen Lagebildes beweist, folgt die Zunahme der fremdenfeindlichen 
Straftaten1) nicht einem linearen Trend, sondern zeigt einen wellenförmigen 
Verlauf. Im Anschluß an die "Schlüsselereignisse" von Hoyerswerda, 
Rostock, Mölln und Solingen steigt die Zahl der fremdenfeindlichen 
Straftaten zunächst steil an und fällt in der Folge wieder relativ steil ab, 
was auf gewisse Nachahmungseffekte von begrenzter Dauer schließen läßt 
(s. Schaubild 1.1). 

Diese besorgniserregende Entwicklung führte bei der krimina­
listisch-kriminologischen Forschungsgruppe im BKA dazu, eine Bestands­
aufnahme der wichtigsten neueren Veröffentlichungen zum Thema "Frem­
denfeindliche Gewalt / Skinheads" in Angriff zu nehmen, mit dem Ziel, 
eventuelle Forschungsdefizite in diesem Bereich zu ermitteln. Im einzelnen 
sollten bei der Recherche folgende Punkte besondere Beachtung finden: 

Ermittlung von Defiziten für die Polizeiforschung, 

Bewertung der unterbreiteten Lösungsvorschläge aus polizeilicher 
Sicht, 

Herausarbeitung polizeilicher Bekämpfungsstrategien. 

Begleitend zur eigentlichen Literaturauswertung wurde zudem eine 
Bestandsaufnahme der polizeilichen Maßnahmen zur Bekämpfung fremden­
feindlicher Gewalt, wie sie von den Polizeien der einzelnen Bundesländer 
geplant und durchgeführt werden, angestrebt. 

1) Die Definition fremdenfeindlicher Straftaten des polizeilIchen Lagebildes lautet: 
"Fremdenfeindliche Straftaten sind Straftaten, die in der Zielrichtung gegen 
Personen begangen werden, denen der Täter (aus intoleranter Haltung heraus) 
aufgrund ihrer Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion, 
Weltanschauung, Herkunft oder aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes ein 
Bleibe- oder Aufenthaltsrecht in seiner Wohnumgebung oder in der gesamten 
Bundesrepublik bestreitet. Es handelt sich insbesondere um Straftaten gegen 
Asylbewerber und sonstige Ausländer oder Deutsche, die aufgrund ihres 
äußeren Erscheinungsbildes für Ausländer gehalten werden und/oder Straftaten 
gegen deren Besitz sowie Objekte und Einrichtungen, die damit im Zusammen­
hang stehen." Klink 1992, S. 274. 
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2. Bemerkungen zum Vorgehen 

Am Anfang der Bestandsaufnahme stand zunächst eine Literaturrecherche, 
die sich sowohl auf den vom BKA herausgegebenen COD Band 13 "Rechts­
extremismus" als auch auf eine Reihe anderer Quellen stützte. Zu erwähnen 
sind vor allem der Band "Empirische Sozialforschung 1991" vom Zentral­
archiv für empirische Sozialforschung in Köln, Auskünfte aus dem Biblio­
theksauskunftssystem des BKA, der Datenbank DIMDI in Köln und der 
KrimDok des Instituts für Kriminologie in Tübingen. Außerdem wurde die 
Entwicklung der fremdenfeindlichen Straftaten anhand der Polizeilichen 
Lagebilder verfolgt und Erkenntnisse zum Thema von der Abteilung Staats­
schutz beim BKA eingeholt. Schließlich wurde noch eine Länderabfrage der 
LKÄ durchgeführt, um eine Bestandsaufnahme der von den Polizeien der 
Länder durchgeführten Projekte und umgesetzten Maßnahmen leisten zu 

können. 

Wie sich sehr schnell zeigte, ließ sich die Literatur zum Thema fremden­
feindliche Gewalt und Skinheads kaum noch überblicken. Die Zahl der 
Publikationen hat in den letzten bei den Jahren beträchtlich zugenommen, so 
daß von vornherein eine Sichtung und Begrenzung der Materialfülle 

geboten schien. 

3. Sichtung der Literatur 

Die schockierenden Ereignisse von Mölln und Solingen haben nicht nur eine 
breite Öffentlichkeit für das Thema sensibilisiert, sondern neben einer 
Mobilisierung weiter Teile der Bevölkerung, die in den Lichterketten ihren 
augenfälligsten Ausdruck fand, auch einen gewaltigen Widerhall in den 
Medien und der Wissenschaft hervorgerufen. Durch den wachsenden 
Zustrom von Asylsuchenden in den 80er Jahren und die dadurch entzündete 
Debatte um das Asylgesetz war das Problem der Fremdenfeindlichkeit 
allmählich immer mehr ins Zentrum der politischen Diskussion gerückt. Die 
Wiedervereinigung Deutschlands schließlich und die veränderte geopoliti­
sche Lage nach dem Zusammenbruch des Ostblocks, der in der Auflösung 
der Sowjetunion gipfelte, hat dem Problem zusätzliche Brisanz verliehen. 
Während auf dem Gebiet des zerfallenden Sowjetreiches und dem Balkan 
plötzlich ethnische Konflikte aufbrachen, die man zwar aus der Geschichte 
kannte, die man aber längst überwunden wähnte, fand sich die größer 
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gewordene Bundesrepublik mit einer neuen Rolle in der Weltpolitik konfron­
tiert. 

Vor dem Hintergrund dieses epochalen Wandlungsprozesses verwundert es 
nicht, daß sich nicht nur die Politik, sondern auch die Wissenschaft vor die 
Aufgabe gestellt sah, "neue" Antworten auf an sich altbekannte Fragen, die 
das Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher ethnischer Herkunft 
und Kultur betreffen, zu finden. Daß dabei Deutschland von seiten der 
internationalen Staatengemeinschaft besonders kritisch beobachtet wird, 
überrascht angesichts der Geschichte Deutschlands in diesem Jahrhundert 
nicht. Fremden feindlichkeit in einem Land, das durch den Holocaust 
belastet ist, weckt nicht nur alte Ängste bei den Nachbarn, sondern ruft 
auch im Innern ein vielfältiges Echo hervor. 

Die Aufgabe des Papiers kann es nun nicht sein, einen Überblick über die 
Vielzahl der Stimmen zu geben, die sich zu diesem Thema geäußert haben. 
Zu leicht würde die Arbeit sonst ins uferlose auswachsen. Auch die V orga­
be, sich auf fremden feindliche Gewalt und Skinheads zu beschränken und 
dies aus einer polizeilichen Perspektive zu tun, grenzt den Gegenstands­
bereich nicht genügend ein. Vielmehr erscheint es ratsam, sich zum einen 
auf wissenschaftliche Arbeiten mit einem eindeutigen empirischen Bezug, 
zum anderen auf Arbeiten aus den Kreisen der Polizei selbst zu konzentrie­
ren. Diese Selbstbeschränkung bedeutet nun nicht, daß theoretische Arbeiten 
und journalistische Essays völlig ignoriert würden, doch soll sie helfen, den 
Kern des vorhandenen empirischen Wissens herauszustellen und einige der 
daran anzuknüpfenden zentralen Fragestellungen aufzuzeigen. 

Zu den Disziplinen, die sich wissenschaftlich mit dem Phänomen der 
Fremdenfeindlichkeit beschäftigen, zählen neben den klassischen Sozialwis­
senschaften wie Soziologie und Psychologie auch die Verhaltensforschung, 
Biologie, Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre. Innerhalb der 
einzelnen Disziplinen wiederum gibt es eine ganze Reihe sich teilweise 
widersprechender theoretischer Ansätze zur Erklärung des Phänomens. Es 
würde zu weit führen auf diese hier im einzelnen einzugehen.2) Zick erwähnt 

2) Zur Systernatisierung der Debatte vgl. Zick 1992, S. 353 ff. 
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allein im Bereich der klassischen Vorurteilsforschung sechs Ansätze (z. B. 
Theorie der autoritären Persönlichkeit, Frustrations-Aggressions-Hypothese). 

Verläßt man aber wie vorgeschlagen den Bereich der Theorie und wendet 
sich der neueren empirischen Forschung zu, dann wird die Decke des 
gesicherten Wissens relativ dünn. Etliche Fragen sind bisher durch die 
empirische Forschung, die quantitativ und qualitativ ausgerichtete Projekte 
umfaßt, nicht beantwortet worden. Viele Erkenntnisse beruhen weniger auf 
systematisch durchgeführten wissenschaftlichen Untersuchungen als auf 
Arbeiten des Enthüllungsjournalismus, dessen Grenze zu "streng" wissen­
schaftlichen Arbeiten aber als fließend betrachtet werden kann. 

Bisher weitgehend ungeklärt sind Fragen, die sich im Zusammenhang mit 
dem Prozeß der Verfestigung von fremdenfeindlichen Einstellungen ergeben, 
und Fragen, die den Übergang von Einstellungen zu tatsächlichem Handeln 
betreffen. Des weiteren finden sich, mit Ausnahme der Trierer Studie von 
Willems u. a. (1993) und einigen Einzelfallanalysen, keine Täterstudien. 
Die Trierer Täterstudie wiederum bleibt auf Sekundärdaten angewiesen. Am 
einflußreichsten sind Untersuchungen, die im Rahmen der Einstellungs- und 
Meinungsforschung durchgeführt worden sind sowie einzelne Jugendstudien, 
die ebenfalls auf Repräsentativbefragungen basieren. 

Um den Forschungsbedarf aufzudecken, werden zunächst einige Ergebnisse 
der bekanntesten demoskopischen Untersuchungen dargelegt. Dabei wird 
deutlich werden, daß die Zahl der Untersuchungen, die auch das Thema 
"Fremdenfeindlichkeit" und "Gewalt" berühren, nach der Wiedervereinigung 
erheblich zugenommen hat, was einerseits mit den entstandenen Problemen, 
andererseits aber auch mit der wissenschaftlichen Neugier der Sozial­
wissenschaftler zu tun haben dürfte, die in der Umbruchsituation im Osten 
ein beinahe ideales Feld zum Testen ihrer Theorien sehen. 

An diese Kurzzusammenfassung schließt sich eine Skizzierung wichtiger 
Aspekte der Bielefelder Jugendforschung an, wie sie insbesondere von 
Heitmeyer vertreten werden. Der Bielefelder Forschung kommt insofern ein 
besonderer Stellenwert zu, als sie die bisher einzige Längsschnittstudie zur 
politischen Sozialisation Jugendlicher bietet. Durch das Längsschnittdesign 
werden nicht nur fallbezogene Entwicklungen illustrierbar, sondern auch 
- auf einer allgemeineren Ebene - typische Entwicklungen ableitbar. 
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Nach der Skizzierung der Bielefelder Jugendforschung folgt eine etwas 
ausführlichere Besprechung der Trierer Studie. Anhand der Ergebnisse, aber 
auch anhand der Vorbehalte, die die Autoren selbst ihrer Studie gegenüber 
vorbringen, kann der Forschungsbedarf - allerdings hier aus einer mehr 
akademischen Perspektive - aufgezeigt werden. Dazu werden im Anschluß 
an die Darstellung der Studie zwei Problemkomplexe einer etwas ausführli­
cheren Erörterung unterzogen. 

Der eine Problemkomplex betrifft die Tätermerkmale und die Behauptung, 
daß fremdenfeindliche Gewalt nicht an den Rändern der Gesellschaft 
entsteht, sondern aus deren Mitte hervorgeht. Der andere konzentriert sich 
auf das Zusammenwirken von Täterpersönlichkeit und Gelegenheitsstruktur 
sowie die Dynamik des Tatgeschehens, wobei besonders der Frage nachge­
gangen wird, ob es sich bei den Tätern um alkoholisierte, apolitische 
Rabauken handelt, die relativ spontan aus einer Gruppensituation heraus 
Straftaten begehen oder um politische Überzeugungstäter, hinter deren 
Handeln nicht nur eine verfestigte politische Einstellung, sondern auch eine 
politische Organisation und Strategie steht. 

An diese beiden Kapitel knüpfen fünf Kapitel (Kap. 9 - 13) an, in denen die 
Rolle der Polizei bei der Bekämpfung fremdenfeindlicher Straftaten darge­
stellt wird. Im wesentlichen stützen sich die Ausführungen auf die Informa­
tionen" die uns bei der Länderabfrage von den Polizeien der Länder zugelei­
tet wurden und die den Stand bis Dezember 1993 wiedergeben. Ein Kapitel 
(Kap. 14) über die Rolle der Medien schließt die Arbeit ab. 

4. Zusammenfassung der Ergebnisse demoskopischer Untersuchungen und 
Jugendstudien 

Wie die Trierer Forschergruppe zu Beginn ihrer Studie feststellt, hat sich die 
wissenschaftliche Erfassung des Phänomens "fremdenfeindliche Gewalt" 
bisher fast ausschließlich auf repräsentative Bevölkerungsumfragen 
gestützt)) Dasselbe gilt, wie sich hinzufügen läßt, auch für die Untersu­
chung der Verbreitung rechtsextremer Orientierungsmuster und politischer 

3) Vgl. Willerns u. a. 1993, S. 6. 
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Einstellungen. Erforscht wird nicht das tatsächliche Handeln, sondern 
lediglich die Verhaltensbereitschaften, von denen man annimmt, daß sie in 
einem engen Verhältnis zum tatsächlichen Handeln stehen. Unter welchen 
Bedingungen aber Verhaltensbereitschaften zu Handlungen werden, wie 
wahrscheinlich gar der Übergang von der bloßen Bereitschaft zum tatsächli­
chen Handeln ist, beantworten die Studien nicht. Dies hat zur Folge, daß die 
Gewaltforschung zwar Angaben zum Potential an Gewaltbereitschaft, zur 
Gewaltbilligung und -akzeptanz in der Bevölkerung sowie zu einigen damit 
korrelierenden soziodemographischen Variablen machen kann, daß aber die 
Transformationsprozesse selbst weitgehend im dunkeln bleiben. 

In den 80er Jahren waren es vor allem 4 Studien, die die Diskussion um 
Gewalt und rechtsextreme Orientierungsmuster maßgeblich beeinflußt haben 
(s. Tabelle A.1 und Übersicht A.1 im Anhang). Nach der 1980 durchgeführ­
ten Sinus-Studie konnte davon ausgegangen werden, daß rund 13 % der 
Wahlbevölkerung zum rechtsextremen Einstellungspotential zählten.4) Die 
Jugend erwies sich jedoch laut der Studie (S. 87) besser als ihr Ruf, was 
ausdrücklich hervorgehoben wurde. Während der Anteil der 18 bis 21jähri­
gen 8 % an der Wahlbevölkerung ausmachte, war die Altersgruppe beim 
rechtsextremen Einstellungspotential nur mit 4 % vertreten.5) 

Wodurch ist nun ein rechtsextremes Orientierungsmuster gekennzeichnet? In 
der Sinus-Studie werden fünf charakterisierende Merkmalskomplexe 
aufgeführt :6) 

Die Dominanz eines reaktionären Menschenbildes mit starken aggressi­
ven Grundstrukturen gegen Minderheiten (Homosexuelle, Asoziale, 
Menschen mit abweichendem Habitus) bei gleichzeitiger Betonung von 
Zucht, Ordnung, Männlichkeit und Autorität. 

Latente Bedrohungsängste, mit Anforderungen der bundesdeutschen 
Gesellschaft nicht fertig zu werden. Diese Angst richtet sich gegen die 
genannten Minderheiten und Außenseiter, die als Sündenböcke herhal­
ten müssen. 

4) Sinus 1981, S. 78 
5) Ebd., S. 87. 
6) Ebd., S. 65 ff. 
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Ein starkes Streben nach Harmonie und Konfliktfreiheit bei gleichzeiti­
gem Ablehnen von Künstlern, Intellektuellen und Parteien, die in der 
Tradition der Aufklärung stehen. Wunschbild ist eine Staats- und 
Volksgemeinschaft, in der Pluralismus und Parteien konkurrenz fehlen. 

Eine rigide Werte-Hierarchie, in der Volk, Vaterland und Familie 
dominieren. 

Eine Art "Siegfried-Komplex", nämlich die Erfahrung, daß die in Punkt 
1 bis 4 genannten Einstellungen augenblicklich nicht durchsetzbar 
sind und der "echte" Deutsche eine Märtyrer-Rolle zu übernehmen und 
Opfer zu bringen hat, bis die Feinde Deutschlands (Juden, Freimaurer, 
Russen, Amerikaner, linke Journalisten) ausgeschaltet sind. 

Im Unterschied zur Sinus-Studie, in der Erwachsene ab dem 19. Lebensjahr 
untersucht wurden, widmete sich die 1981 durchgeführte Shell-Jugendstudie 
den Einstellungen und Belangen junger Menschen im Alter von 14 bis 
24 Jahren.7) Um neonazistische Tendenzen und die Verbreitung autoritärer 
EinsteHungsmuster bei den Befragten zu ermitteln, wurde eine aus 
sechs Items bestehende Autoritarismus-Skala entwickelt, mit der Einstellun­
gen zu folgenden Statements gemessen wurden:8) 

Kanaken raus! 

Schluß mit der weichen Welle im Strafvollzug! 

Deutsche Ausbildungsstätten für deutsche Jugendliche! 

Todesstrafe für Terroristen, Rauschgifthändler und Sexualmörder! 

Deutschland den Deutschen! 

Deutsches Geld für deutsche Aufgaben! Gegen das Verschenken 
unseres Geldes ans Ausland! 

7) Jugendwerk 1982. 
8) Jugendwerk 1982, Bd. 1, S. 56. 
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Die Studie kam zu dem Ergebnis, daß diese Sprüche von den Befragten 
eindeutig häufiger zurückgewiesen wurden als andere, die ebenfalls zur 
Alltagskultur zählen und in der Studie zur Bewertung vorgelegt worden 
waren.9) Insgesamt fanden 16 % der Befragten alle sechs Sprüche über­
haupt nicht gut, was als deutliches Votum einer stark gegen rechtsextre­
mistische Tendenzen eingestellten Gruppe interpretiert wurde. Neonazistische 
Gruppen (z. B. die Wehrsportgruppe Hoffmann) hatten nur bei einer ver­
schwindend kleinen Minderheit eine Chance auf Zuspruch: 1 % fühlte sich 
dazugehörend und 3 % fanden sie noch ganz gut. Die kleine Gruppe, die den 
national-autoritären Parolen noch am ehesten positiv gegenüberstand, setzte 
sich aus jüngeren Befragten mit Hauptschulbildung und Unterschichts­
herkunft zusammen.10) 

Zu der Tendenz nach ähnlichen, wenn auch anteilsmäßig etwas höheren 
Zahlen kam die 1984 im Auftrag des BMI durchgeführte Studie von 
Noelle-Neumann / Ring. Ihr zufolge gab es in der Bundesrepublik unter den 
16- bis 25jährigen ca. 3,7 % aktive und 2,5 % passive Rechtsextremisten 
und 23,1 % rechte Demokraten. Rechtsextremes Denken wurde aber laut der 
Studie überwiegend abgelehnt und schien weitgehend isoliert zu sein. lI ) 

Die Ende der 80er Jahre von der Bundesregierung eingesetzte Kommission 
zur Erforschung der Ursachen von Gewalt ("Gewaltkommission") gab beim 
EMNID-Institut eine Repräsentativbefragung in Auftrag, um das Maß an 
Gewaltbereitschaft und -billigung sowie das Repressionspotential bei der 
Wohnbevölkerung der Bundesrepublik zu ermitteln. Dabei kam die Studie 
u. a. zu folgenden Ergebnissen: 12) 

"Befragte, die ihre politische Einstellung selbst als (mehr oder weniger) 
links angeben, sind gewaltaffiner als Befragte, die sich rechts einord­
nen." (S. 35). Der Zusammenhang zwischen linker politischer Einstel­
lung und Gewaltbereitschaft erweist sich aber als schwach, " ... so daß 
es falsch wäre, das in der Bundesrepublik vorhandene Gewaltpotential 

9) Ebd., S. 462. 
10) Ebd., S. 17. 
11) Noelle-Neumann I Ring 1984, S. 42. 
12) Kaase I Neidhardt 1990. 
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als eindeutig "links" zu bezeichnen." (S. 36). Die politische Gewalt in 
Deutschland ist tendenziell amorph. (S. 38) 

Seit 1974 lassen sich gewisse abschwächende Tendenzen bei der 
Zustimmung repressiver staatlicher Maßnahmen feststellen. (S. 59) 

Die Bereitschaft zur Zustimmung repressiver staatlicher Maßnahmen 
nimmt mit dem Alter zu und dem Bildungsniveau ab. Politisch rechts 
eingestellte Personen befürworten staatlich repressive Maßnahmen in 
stärkerem Maße als politisch links eingestellte. (S. 66 f.) 

Trotz der Feststellung einer hoch repressiven Minderheit gibt es 
" ... keinen Hinweis darauf, daß dieser Anspruch einer hoch repressiven 
Minderheit den Anlaß zu einer eigenen "rechten" sozialen Bewegung 
abgeben könnte." (S. 64) 

Ergebnisse der nach der Wiedervereinigung Deutschlands in Angriff genom­
menen Studie sind mir bisher - mit Ausnahmen - nur über Aufsätze der an 
diesen Studien Beteiligten zugänglich gewesen, weshalb ich mich hier im 

wesentlichen auf die Zusammenfassung der zum Thema "Fremden feindliche 
Gewalt" wichtigsten Befunde, wie sie von Wiegand (1992) und Schänwttlder 
(1991) auf der Basis der verschiedenen Umfragen dargestellt worden sind, 
beschränke. Eine detailliertere Übersicht dazu findet sich im Anhang. 

Wiegand hebt drei Fragestellungen hervor, die ihm im Hinblick auf Auslän­
derfeindlichkeit in Deutschland zentral zu sein scheinen: 13) 

Korrespondieren die gewalttätigen Übergriffe auf Ausländer mit einer 
allgemeinen Zunahme der Ausländerfeindlichkeit in der deutschen 
Bevölkerung? 

Bestehen Unterschiede in den Einstellungen zu Fremden in Ost- und 
Westdeutschland? 

Wo stehen die Deutschen in bezug auf ihre Einstellungen gegenüber 
Fremden im europäischen Vergleich? 

13) Wiegand 1992, S. 7. 
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Resümierend stellt Wiegand zur ersten Frage fest: 

"Ohne Zweifel gibt es in Deutschland Ausländerfeindlichkeit, die bei den 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen unterschiedlich stark ausgeprägt ist und 
einen politischen Handlungsbedarf erzeugt. Aber die Ergebnisse des 
ALLBUS haben gezeigt, daß in den 80er Jahren kein zunehmend ausländer­
feindliches Klima entstanden ist, sondern - im Gegenteil - die Einstellungen 
der deutschen Bevölkerung im Zeitverlauf toleranter geworden sind. Auch in 
jüngster Vergangenheit konnte keine gravierende Zunahme der Ausländer­
feindlichkeit festgestellt werden."14) 

Das Ergebnis, das sei hier nicht unerwähnt, widerspricht allerdings einer 
1989 vom SPIEGEL in Auftrag gegebenen Untersuchung, derzufolge 75 % 
der Deutschen der Ansicht waren, daß es zu viele Ausländer in der Bundes­
republik gibt.15) Das Niveau der ausländerfeindlichen Einstellungen in der 
Bevölkerung hängt, nach Schönwälder, weniger vom Zuzug selbst, als von 
Krisenerfahrungen und von der öffentlichen Thematisierung eines angebli­
chen Ausländerproblems ab. 16) 

Bezüglich der Unterschiede zwischen den alten und den neuen Bundeslän­
dern erbrachten die Umfragen keinen Beleg für generell stärker verbreitete 
ausländerfeindliche Einstellungen der Bevölkerung in den neuen Bundeslän­
dern. "Zwar sind die Meinungen der ostdeutschen Bevölkerung zum Zuzug 
von ausländischen Arbeitnehmern restriktiver als im Westen, dafür stößt 
aber der Zuzug von Asylbewerbern - so unwahrscheinlich dies angsichts der 
zahlreichen Ausschreitungen auch klingen mag - auf ein höheres Maß an 
Toleranz."17) 

Die Vermutung, daß nach dem Wegfall des repressiven politischen Systems 
der DDR in den neuen Bundesländern ein rasanter Anstieg des abweichen­
den Verhaltens und - in dessen Gefolge - der fremdenfeindlichen Gewalt 
erwartet werden müßte, stützt sich auf mehrere sozialwissenschaftliche 
Theorien. An dieser Stelle mag es genügen, auf Begriffe wie "Anomie" und 
"soziale Desorganisation" und die mit ihnen verbundenen Hypothesen zu 

14) Ebd., S. 16 f. 
15) Vgl. Schönwälder 1991, S.6. 
16) Ebd., 1991, S. 7. 
17) Wiegand 1992, S. 17. 
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verweisen. Populär ist auch die an das Konzept der autoritären Persönlich­
keit (Adomo) erinnernde These des Psychiaters und Psychoanalytikers 
Maaz,. der von einem "Gefühlsstau" spricht. 18) Der Gefühlsstau, das Ergebnis 
jahrelanger Repression menschlicher GrundbedÜffnisse im DDR-System, hat 
zu deren Kanalisierung in sogenannten "Sekundärtugenden" wie Disziplin, 
Gehorsam, Ordnung, Sauberkeit, Fleiß und Tüchtigkeit geführt. Die dadurch 
unterdrückten-Aggressionen entladen sich nun in Fremdenfeindlichkeit und 
Haß gegen Minderheiten. So plausibel die Erklärung von Maaz auch klingen 
mag, das Ausmaß an Fremdenfeindlichkeit in den alten Bundesländern, die 
keine vergleichbare Repression gekannt haben, läßt sich damit nur schwer­
lich erklären. 

Anzumerken bleibt deshalb noch das Ergebnis einer Berliner Schülerstudie, 

bei der die Einstellungen von Ost- und Westberliner Gymnasiasten und 

Beruf:sschülern ermittelt wurden und die zu dem Schluß kommt, daß sich die 

Jugendlichen in Ost- und Westbelin zum Zeitpunkt der Untersuchung im 

Frühjahr 1991 bezüglich autoritärer Charaktermerkmale und rassistischer 

Orientierungen sehr wenig voneinander unterscheiden. Einschränkend wird 
aber hinzugefügt: 

"Allerdings werden Fragen zur Stellung von Ausländern in unserer Gesell­

schaft von den Ostberliner Jugendlichen deutlich ausländerfeindlicher 

beantwortet. Im Zusammenhang mit der Tatsache, daß sie nicht autoritärer 

und auch nicht rassistischer als Westberliner Jugendliche sind, läßt sich die 
Ausländerfeindlichkeit der Ostberliner Jugendlichen als ein Produkt der 

Krisensituation der Nachwendezeit erklären."19) 

Im europäischen Vergleich, der dritten aufgeworfenen Frage, erweist sich die 

frühere Bundesrepublik als ein Ausländern gegenüber weniger tolerant 

eingestelltes Land.20) Während beispielsweise 1991 und 1992 im Durch­

schnitt 50 % der Bevölkerung aller EG-Staaten der Meinung waren, daß in 

ihrem Land zu viele Menschen lebten, die nicht Staatsbürger eines EG­

Landes sind, waren es in Deutschland-West 58 % bzw. 57 %. Deutschland-

18) Maaz 1990. 
19) Oesterreich 1993, S. 31. 
20) Vgl. Wiegand 1992, S. 17. 
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West nahm damit in einer Rangordnung aller EG-Staaten vor Italien den 
vorletzten Platz ein. Dabei bleibt aber zu berücksichtigen, daß die Bundesre­

publik nach Belgien den zweithöchsten ausländischen Bevölkerungsanteil 
besitzt. Auch auf die Frage, ob im Alltag die Anwesenheit von Menschen 

anderer Nationalität oder Rasse als störend empfunden werde, belegte die 

frühere Bundesrepublik einen wenig toleranten zweitletzten (1991) bzw. 

drittletzten Platz (1992). 

Bezogen auf die Länder der Europäischen Gemeinschaft stellt Wiegand 
fest: 

"Während sich im Durchschnitt aller Länder der Europäischen Gemeinschaft 
und in den neuen Bundesländern die Einstellungen zu Fremden zwischen 
1991 und 1992 verschlechtert haben, fand in der früheren Bundesrepublik 
im gleichen Zeitraum eine Polarisierung der Einstellungen statt: sowohl die 
fudexwerte der Akzeptanz als auch der Ablehnung von Fremden sind 
gestiegen."21) 

Mit diesen Studien werden, wie oben angemerkt, Einstellungen erfaßt. Sie 
geben keine Auskunft über das tatsächliche Verhalten und die mit diesem 
zusammenhängenden Motivlagen. Bestenfalls ermöglichen sie, die mit 
rechtsextremen Orientierungsmustern korrelierenden soziodemographischen 
Faktoren zu ermitteln. Ebenfalls erlauben sie es nicht, Verfestigungsprozesse 
rechtsextremer Einstellungen im Zeitablauf zu analysieren. Da es sich bei 
ihnen um Querschnittstudien handelt, ist selbst bei der Extrapolation 
längerfristiger Trends Vorsicht geboten. Zwar lassen sich mit zeitlich 
aufeinanderfolgenden repräsentativen Querschnittstudien durchaus Trends 
ermitteln; strenggenommen aber nur dann, wenn auch immer dasselbe 
gemessen wird. Dies ist z. B. bei den ALLBUS-Umfragen, bei denen 
dieselben Fragen wiederholt gestellt werden, der Fall. 

Will man mehr qber die Täter fremdenfeindlicher Straf- bzw. Gewalttaten 
erfahren, eignen sich Repräsentativbefragungen nur bedingt. Allein schon 
wegen der relativen Seltenheit solcher Ereignisse ist man damit nicht in der 
Lage, die Täter adäquat zu erfassen. Dazu sind Täteruntersuchungen 

21) Ebd., S. 16. 
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notwendig. Eine solche wurde von einer Trierer Forschergruppe durchge­
führt. 22) Ausführlich, wenn auch nicht speziell auf Täter zugeschnitten, hat 
sich auch die Bielefelder Jugendforschung "rechten" Jugendlichen gewidmet. 
Hier sollen zunächst einige Ergebnisse der Bielefelder Forschung vorgestellt 
werden, bevor etwas ausführlicher auf die Trierer Studie eingegangen 
werden kann. 

5. Die Bielefelder Jugendforschung (Heitmeyer) 

Zu den profiliertesten Jugendforschern in der Bundesrepublik zählt W. Heit­
meyer, unter dessen Leitung mehrere Untersuchungen zur politischen 
Sozialisation Jugendlicher und zur Erforschung von Entstehung und 
Verbreitung rechtsextremer Einstellungsmuster durchgeführt wurden.23) Im 
Unterschied zu den meisten demoskopischen Untersuchungen zeichnen sich 
Heitmeyers Studien durch ihren gehobenen theoretischen Anspruch aus. 
Empirische Befunde werden nicht als schlichte Fakten referiert, sondern an 
sozialisations- und identitätstheoretische Überlegungen rückgebunden. Dabei 
nimmt Heitmeyer vor allem auf die in der Soziologie der sozialen Ungleich­
heit kontrovers diskutierte "Individualisierungsthese" Bezug.24) Diese, und 
mit ihr verbunden die These von den sich auflösenden traditionellen 
soziokulturellen Milieus25), besagt verkürzt, daß es infolge bestimmter 
sozialer und ökonomischer Prozesse (z. B. Verbesserung der Lebenslagen 
durch steigendes Einkommen, Ausbau sozialer Sicherungssysteme, Bil­
dungsexpansion, wohnungsbaupolitische Maßnahmen) zu einem "Weg­
schmelzen" alter, identitätsstiftender Milieus gekommen ist. Gleichzeitig wird 
das Entstehen neuer Milieus wegen der "Durchkapitalisierung" der "Risiko­
gesellschaft" und der daraus resultierenden allgemeinen Konkurrenz­
beziehungen erschwert. Als Folge dieses Prozesses kommt es zu einer 
"Entkoppelung" von "objektiven" Lebenslagen und "subjektiven" Lebenswei­
sen, was zwar einerseits den Handlungsspielraum des einzelnen vergrößert, 
andererseits aber auch die Gefahr der Orientierungslosigkeit mit sich bringt. 

22) Willems u. a. 1993. 

23) Heitmeyer 1987; Heitmeyer I Peter 1988; Heltmeyer u. a. 1992. 

24) Vgl. Beck 1983; Beck 1986. 

25) V gl. Mooser 1983. 
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Der einzelne verliert sozusagen seinen "festen Platz" im Gefüge der Gesell­
schaft und sieht sich einer Vielzahl unterschiedli<;:her Subkulturen und 
Lebensstile ausgesetzt, was insbesondere für Jugendliche zum Problem 
werden kann.26) Demzufolge mißt Heitmeyer drei Auflösungsprozessen, die 
die Gesellschaft als Ganzes betreffen, besonderes Gewicht zu:27) 

Auflösung von Beziehungen zu anderen Personen oder von Lebens­
zusammenhängen (sei es in der Familie oder in Milieus), 

Auflösungsprozesse der faktischen Teilnahme an gesellschaftlichen 
Institutionen (z.B. vor allem Wahlbeteiligung), 

Auflösungsprozesse der Verständigung über gemeinsame Wert- und 
Normvorstellungen (z.B. durch Subjektivierung und Pluralisierung). 

Der sich ausbreitenden Orientierungslosigkeit ist es im wesentlichen zuzu­
schreiben, daß autoritäre und rechtsextreme Einstellungsmuster an Attrakti­
vität gewinnen. Sie bieten nicht nur einen auf relativ einfachen Erklärungs­
mustern aufgebauten, stabilen Handlungsrahmen, sondern auch das Gefühl 
von Gemeinschaft. Insbesondere bei Jugendlichen, die unter sozial deprivier­
ten Umständen aufwachsen, finden diese Einstellungsmuster Anerkennung. 
Dabei kommt den Alltagserfahrungen im Bereich der Familie und der Arbeit 
eine Schlüsselrolle zu. Unzulässig wäre es allerdings, das hebt Heitmeyer 
auch durchaus hervor, einen einfachen Kausalnexus zwischen Arbeitslosig­
keit und "rechtsextremen" Einstellungsmustern anzunehmen. Arbeitslosigkeit 
kann nur als ein Faktor in einem komplexen Wirkungsgeflecht, in dem die 
"Definition der Situation" durch den einzelnen eine zentrale Rolle spielt, 
verstanden werden. Analysiert werden muß vielmehr, wie sich Alltags­
erfahrungen in den Köpfen so umformen, daß Anschlußstellen für rechtsex­
tremistische Positionen entstehen.28) Dabei gilt es besonders zu beachten: 

Wie sich erfahrene Handlungsunsicherheit in Gewißheitssuche, 

Ohnmachtserfahrungen in Gewaltakzeptanz und 

26) V gl. Hradil 1992; Müller 1992. 

27) V gl. Heitmeyer 1993, S. 4. 
28) Vgl. Heitmeyer 1993, S. 5. 
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Vereinzelungserfahrung in die Suche nach leistungsunabhängigen 
Zugehörigkei tsmöglichkeiten 

umfOlmen, an die wiederum rechtsextremistische Konzepte mit ihren Vorur­
teilen und Stabilitätsversprechen anknüpfen können. 

Die Akzeptanz und Verfestigung rechtsextremer Einstellungsmuster vollzieht 
sich in einem. komplizierten Prozeß, in dem soziale Faktoren und 
Persönlichkeitsfaktoren zusammenwirken. Um die entscheidenden Weichen­
stellungen in einem solchen Prozeß herauszufinden, wurde von der Biele­
felder Forschergruppe eine qualitative Längsschnittstudie durchgeführt. 
Heitmeyers Untersuchungen unterscheiden sich also nicht nur bezüglich 
ihres theoretischen Anspruchs von den anderen, sondern auch bezüglich des 
Forschungsdesigns, was das große Interesse an ihr begründet. Bisher dürfte 
diese Längsschnittstudie die einzige dieser Art in Deutschland sein. 

In der auf 31 Probanden basierenden Längsschnittstudie werden anhand von 
sieben Fallbeispielen typische biographische Entwicklungsverläufe aufge­
deckt.29) Unter anderem wird dargestellt, wie es zu einem "anornisehen 
Rechtsextremismus und zu einer Normalisierung von Gewalt" kommen kann. 
Als entscheidende Weichen stellungen gelten dabei berufliche Erfahrungen, 
die mit der Erfahrung von Arbeitslosigkeit eben nur unzureichend umschrie­
ben werden, Gewaltnormalisierung im familiären Bereich bzw. in der 
Gleichaltrigengruppe sowie inkonsistente und instrumentalistische Milieu­
bedingungen in Kindheit und Jugend. 

29) V gJ. Heltmeyer u. a. 1992. 
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Übersicht 5.1: 
Typische Sozialisationsverläufe nach Heitmeyer 

- Qualifizierende berufliche Normalbiographie und die Herausbildung 
von persönlicher und politischer Autonomie, 

- qualifizierende berufliche Normalbiographie und die 
traditionsgeleitete Demokratievorstellung, 

- qualifizierende berufliche Normalbiographie und die Entwicklung 
zum kalkulatorischen Machiavellismus, 

- dequalifizierende Arbeitsbiographie und die Entwicklung 
zum "SPD-Republikaner", 

- verzögerte berufliche Normalbiographie und die Entwicklung 
eines stillgelegten Rechtsextremismus, 

- qualifizierende berufliche Normalbiographie und die Normali­
sierung von Gewalt, 

- diskontinuierliche, nichtqualifizierende Arbeitsbiographie und die 
Verfestigung eines anomischen Rechtsextremismus. 

Quelle: Heitmeyer u.a. 1992 

Obwohl die Bielefelder Längsschnittstudie neue Einsichten bezüglich der 

Entstehung und Verfestigung rechtsextremer Einstellungsmuster eröffnet, 
bleiben unter kriminologischen Gesichtspunkten etliche Fragen offen. Ziel 
der Studie war es nun auch nicht, Täter fremdenfeindlicher Straftaten zu 
untersuchen, sondern Aufschluß über den Prozeß der politischen Sozialisa-

25 



tion zu gewinnen. Welcher Zusammenhang zwischen rechtsextremen 
Einstellungsmustern und fremdenfeindlichen Straftaten besteht, läßt sich 
aus den Daten kaum ableiten. 

Dennoch mag es aufschlußreich erscheinen, daß einer der 31 untersuchten 
Probanden, und zwar eben derjenige, dessen Biographie als Fallbeispiel für 
einen "anomischen Rechtsextremismus" expliziert wurde, eine Haftstrafe 
verbüßen mußte. Die Haftstrafe - und das sollte besondere Beachtung 
finden - bekam er nicht wegen eines fremdenfeindlichen Delikts, sondern 
wegen Diebstahl und Hehlerei. Vieles in seiner Biographie läßt - liest man 
sie "mit kriminologisch geschulten Augen" - auf eine "Hinentwicklung zur 
Kriminalität" schließen, wie sie von Göppinger30) beschrieben wurde und 
wie sie auch aus der Erforschung krimineller Karrieren bekannt ist. 31) 

6. Die Trierer Studie 

Ausführlichere Informationen über die Täter und das Zustandekommen 
fremdenfeindlicher Straftaten bietet die Trierer Studie von Willems, WUrtz 
und Eckert (1993). In dieser, auf Sekundärdaten beruhenden Untersuchung 
werden nicht nur Täterstrukturen und -merkmale ermittelt, sondern es wird 
darüber hinausgehend versucht, die Genese gewalttätiger Handlungsmuster 
zu rekonstruieren. Ohne den Anspruch auf Vollständigkeit erheben zu 
wollen, seien hier einige der wichtigsten Ergebnisse wiederholt: 

Die überwiegende Mehrzahl der fremdenfeindlichen Straf- und Gewalt­
täter sind junge Männer unter 20 Jahren, viele davon Schüler oder 
Lehrlinge / Auszubildende. (S. 48) 

Bei den fremdenfeindlichen Straf- und Gewalttätern handelt es sich 
nicht in erster Linie um Schulabbrecher oder Personen ohne jeden 
formalen Bildungsabschluß, sondern ganz überwiegend um Personen 
mit niedrigen oder mittleren Bildungsabschlüssen. (S. 48) 

30) Göppinger 1983. 
31) V gl. West / Farrington 1977. 
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Selbsterfahrene Arbeitslosigkeit scheint ein - aber eben nur ein -
Risikofaktor für die Zuordnung zu fremdenfeindlichen Gruppen und das 
Begehen fremdenfeindlicher Straftaten zu sein. (S. 48) 

Den meisten dieser Täter lassen sich Affinitäten und Zugehörigkeiten zu 
Skinhead-Gruppen und sonstigen fremden feindlichen Gruppen nachwei­
sen. Hingegen fällt die Zugehörigkeit zu rechtsextremistischen Gruppen 
deutlich geringer aus. Eine wichtige Rolle scheinen informelle und 
instabile Jugendcliquen zu spielen. (S. 48) 

Obwohl bei einem Teil der Täter verfestigte und politische Orientierun­
gen festgestellt werden können und diese meist mit einer sonstigen 
kriminellen Karriere einhergehen, handelt es sich bei der Mehrzahl der 
Täter um Ersttäter und um relativ "normale" Jugendliche. (S. 48) 

Typischerweise werden fremdenfeindliche Straf- und Gewalttaten von 
Gruppen begangen. Einzeltäter sind die Ausnahme. (S. 48) 

In der Mehrzahl der Fälle resultieren fremdenfeindliche Straftaten aus 
einer Mischung aus Spontaneität und Planung. Meist gehen sie aus 
Gruppentreffen und zufälligen Begegnungen hervor. (S. 109) 

Nur ein Bruchteil der ermittelten Tatverdächtigen stammt aus einer 
vom Tatort entfernten Stadt (6,5 %). Die große Mehrzahl von ihnen 
wohnt näher am Tatort. (S. 40) 

Gruppendynamische Prozesse, begleitet von reichlich Alkoholkonsum 
und stimulierender Musik mit fremdenfeindlichen Inhalten, spielen bei 
der Entstehung fremdenfeindlicher Straftaten eine entscheidende Rolle. 
Die Thematisierung von Medienereignissen kann in solchen Kontexten 
zu Nachahmungseffekten anregen. (S. 109) 
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Auf der Grundlage dieser und weiterer Ergebnisse der Studie unterscheidet 
die Trierer Forschergruppe vier Tätertypen: 32) 

1. Der Mitläufer 

In der Regel weist dieser Typus keine oder nur geringe biographische 
Problembelastungen auf und zeichnet sich weder durch eine besonders 
ausgeprägte Ausländer- oder Fremdenfeindlichkeit noch eine ausge­
sprochen hohe Gewaltbereitschaft aus. Meist wird er durch 
gruppendynamische Prozesse in die Gewalttaten hineingezogen. 

2. Der kriminelle Jugendliche (Schlägertyp) 

Für den kriminellen Jugendlichen und Heranwachsenden gehört 
Gewalttätigkeit sozusagen selbstverständlich zur alltäglichen Ausein­
andersetzung und Konfliktlösung. Der häufig aus problematischen 
Verhältnissen stammende und durch eine Negativkarriere in verschie­
denen Lebensbereichen belastete Täter kann als ausgesprochen aggres­
siv und aktionsorientiert beschrieben werden. Die extremistische und 
fremdenfeindliche Ausrichtung bildet nur einen Teil aspekt seiner 
kriminellen Karriere. 

3. Der Ausländerfeind I Ethnozentrist 

Der Ausländerfeind oder Ethnozentrist kommt häufig aus beengten und 
sozial benachteiligten Verhältnissen. Er sieht im Ausländer einen 
Konkurrenten in Wettbewerb um knappe und begehrenswerte Ressour­
cen. Seine Gewaltbereitschaft ist eher diffus in dem Sinn, daß sie 
weder politisch diszipliniert noch strategisch eingebunden ist. 

4~. Der rechtsradikale Täter 

Im Unterschied zu den anderen Typen ist der rechtsradikale Täter 
ausdrücklich politisch motiviert und interessiert und verfügt in der 
Regel über einen erfolgreichen Schulabschluß und eine Berufsausbil­
dung. Bei ihm kann von einer ideologisch legitimierten, strategisch 
ausgerichteten und gefestigten Gewaltbereitschaft gegen konkrete 
Opfergruppen ausgegangen werden. 

32) V gl. Willems u.a. 1993, S. 101 ff. 
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Anschließend an die Zusammenfassung einiger wesentlicher Ergebnisse der 
Trierer Studie erscheint es angebracht, einen kurzen Blick auf eine etwas 
ältere Untersuchung zu werfen, die bezüglich des methodischen Vorgehens 
eine gewisse Ähnlichkeit mit der Trierer Studie besitzt. In der zweiten 
Fassung seiner Arbeit "Rechtsextremismus und Strafrechtspflege" (1990) 
untersucht Kalinowsky in einer Vollerhebung sämtliche Strafverfahren 
wegen mutmaßlicher rechtsextremistischer Aktivitäten, die im Zeitraum von 
1978 bis 1987 stattgefunden haben. Einige Ergebnisse seiner quantitativen 
Inhaltsanalyse besitzen auch im Hinblick auf die Beschreibung der Täter 
fremdenfeindlicher Straftaten Relevanz, obwohl rechtsextremistische 
Straftaten nur eine Teilmenge der fremdenfeindlichen Straftaten bilden und 
nicht alle, die mutmaßliche rechtsextremistische Straftaten begehen, sich im 
Laufe des Strafverfahrens als Rechtsextremisten erweisen. 

Kalinowsky hat aus diesem Grund vier Tätertypen unterschieden, die er die 
"Rechtsextremisten", die "Provokationstäter", "Keine Rechtsextremisten" und 
"Nicht Identifizierbare" nennt. Als Rechtsextremisten gelten dabei Täter, die 
sich bei der Berücksichtigung der motivationalen Tatseite tatsächlich als 
rechtsextrem eingestellte Personen herausstellen. Provokationstäter hingegen 
lassen höchstens eine diffuse und verschwommene Kenntnis rechtsextremen 
Gedankenguts erkennen. Eine verfestigte rechtsextreme Gesinnung ist bei 
ihnen nicht feststellbar. Bei ihren Taten handelt es sich zudem nicht selten 
um eine Art "Dumme-Jungen-Streiche".3 3) Die Gruppe der Täter, die als 
"Keine Rechtsextremisten" bezeichnet wird, setzt sich aus Personen zusam­
men, die aus kommerziellen Gründen gegen bestimmte Gesetze - dies betrifft 
insbesondere den § 86a StGB - verstoßen, ohne im eigentlichen Sinne 
rechtsextrem eingestellt zu sein. Bei den "Nicht Identifizierbaren" ist, wie der 
Name schon sagt, eine Zuordnung auf der Grundlage der gegebenen Informa­
tion nicht möglich. 

Von den 1382 von Kalinowsky untersuchten Verfahren endeten 
309 (22,4 %) ohne Verurteilung (Freispruch oder Einstellung), 
794 (57,5 %) wurden gegen Rechtsextremisten, 51 (3,7 %) gegen 
Provokationstäter, 58 (4,2 %) gegen "Keine Rechtsextremisten" und 

33) V gl. Kalinowsky 1990, S. 199. 
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170 (12,3 %) gegen "Nicht Identifizierbare" geführt.34) Die bei weitem 
umfangreichste Gruppe ist also die der Rechtsextremisten. Den 794 Verfah­
ren gegen sie lassen sich 624 Personen zuordnen, wobei 530 Personen 
während des Untersuchungszeitraums (1978 - 1987) nur einmal und 
83 (13,3 %) Personen mehrmals verurteilt worden sind. Bei den restlichen 
31 handel es sich um Personen, die nur einmal verurteilt, aber mehr als 
einmal abgeurteilt worden sind.35) 

Eine detaillierte Darstellung der Ergebnisse der Untersuchung dieser 
Tätergruppe würde über den Rahmen dieser Arbeit hinausgehen. Aus diesem 
Grund werden hier nur kursorisch einige Ergebnisse referiert: 

Im Deliktsspektrum der Rechtsextremisten rangieren die Straftaten 
gegen die Person an zweiter Stelle nach den Straftaten gegen den Staat 
oder staatsunabhängige Gemeinschaftswerte. Von den rechtsextremen 
Tätern wurden bei der Einordnung nach der schwersten Tat 20,1 % 

wegen Straftaten gegen die Person verurteilt. (S. 112 ff.) 

Berücksichtigt man nicht nur die während des Untersuchungszeitraums 
anfallenden Verfahren, sondern geht zeitlich darüber hinaus, dann 
gelten 188 der Rechtsextremisten (30,1 %) als vorbestraft. (S. 84) 

Das Durchschnittsalter der rechtsextremistischen Täter liegt um einiges 
höher als bei der Trierer Untersuchung. Im Durchschnitt sind die Täter 
zum Tatzeitpunkt ca. 26 Jahre alt, wobei die Altersspanne von 14 bis 
75 Jahren reicht (S. 46). Die Provokationstäter sind mit einem Durch­
schnittsalter von 19,1 Jahren aber merklich jünger. (S. 98) 

"Für 304 von 624 Tätern ließ sich die Mitgliedschaft in rechtsextremi­
stischen Gruppen ermitteln. Dies läßt darauf schließen, daß rechtsex­
tremistische Kriminalität wesentlich von organisierten Rechtsextremi­
sten geprägt wird." (S. 53) "Sind die Täter rechtsextremistisch organi­
siert, so kommen sie zu 77 Prozent aus neonazistischen Gruppen. 
Rechtsextremistische politische Kriminalität erwächst also zu einem 
beachtlichen Teil aus Mitgliedern der Gruppen, die sich auch auf der 

34) Vgl. ebd., S. 35. 
35) Vgl. ebd., S. 90. 
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programmatischen Ebene vollständig vom System der Bundesrepublik 
entfremdet haben." (S. 54) 

"Bei der Ermittlung der Gründe für die Hinwendung zum Rechtsextre­
mismus ergab sich, daß politisch-ideologische Aspekte nur für 26,5 
Prozent der Täter entscheidend waren und eher zu einer "agitatori­
schen" Handlungsorientierung führten, während die 39,5 Prozent, die 
über Verwandtschafts- und Bekanntschaftsbeziehungen die Hinwen­
dung zum Rechtsextremismus erfuhren, sich als besonders gewalt­
orientiert auszeichneten CGewaltziel'-Anteil von 53,4 Prozent)." 
(S. 202) 

Von den rechtsextremistischen Straftätern sind nur 2,7 % Frauen. 
Bezüglich ihrer sozialökonomischen Position nehmen die rechtsextremi­
stischen Straftäter eine untere Stellung ein. 16 % von ihnen sind 
arBeitslos. Ihr Bildungsniveau ist generell eher niedrig. Nur 3,3 % 
verfügen über ein Studium. Mehr als 60 % haben höchstens einen 
Hauptschulabschluß. (S. 202 f.) Die Zahl der Abbrecher einer Berufs­
ausbildung ist mit 15,9 % relativ hoch und erhöht sich noch auf 
17,7 %, wenn man in einer Hochrechnung noch die Täter berücksich­
tigt, die sich zum Tatzeitpunkt noch in der Ausbildung befanden. 
(S. 76) 

"Insgesamt werfen die Ergebnisse zur intergenerativen sozialen 
Dynamik den Eindruck einer Abstiegsdynamik auf. Damit wird die in 
der Faschismusforschung bekannte Deklassierungsthese zumindest 
unter dem intergenerativen Gesichtspunkt auch für die Erforschung des 
kriminellen Rechtsextremismus bedeutsam." (S. 73) 

Zusammenfassend läßt sich für die Kalinowsky-Studie festhalten, daß sie 
dem Trend nach einige Ergebnisse der Trierer Studie stützt. Hier wie dort 
handelt es sich bei den Tätern in der überwiegenden Mehrzahl um junge 
Männer mit in der Regel niedrigem Bildungsniveau und eher niedrigem 
sozioökonomischen Status. Gleichzeitig sind aber einige Unterschiede 
augenfällig. Dazu zählen vor allem das erheblich höhere Durchschnittsalter 
der Täter sowie der größere Anteil an organisierten Rechtsextremisten. 
Inwieweit aber im Laufe der letzten Jahre tatsächlich eine Verschiebung zu 
jüngeren und weniger organisierten Tätern stattgefunden hat, wie durch die 
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unterschiedlichen Zeiträume, auf die sich die beiden Studien beziehen, 
nahegelegt wird, läßt sich nicht abschließend beurteilen. Dies liegt zum 
einen daran, daß die Trierer Studie weitgehend auf Polizeidaten, die 
Kalinowsky-Studie hingegen auf Justizdaten basiert. Zum anderen aber auch 
an dem unterschiedlichen Deliktsspektrum, das durch die Definition fremden­
feindlicher Straftaten und mutmaßlich rechtsextremer Straftaten untersucht 
wird. 

Bevor zwei sich aus der Trierer Studie ergebende Problemkomplexe näher 
erörtert werden, sollen einige Vorbehalte angesprochen werden, auf die die 
Trierer Forschergruppe selbst aufmerksam macht. Die Vorbehalte, nicht nur 
die in der Studie auftauchenden offenen Fragen, weisen auf Forschungs­
defizite - auch aus polizeilicher Sicht - hin. Bei der kritischen Betrachtung 
geht (~s in keinster Weise darum - das sei ausdrücklich betont - die Studie 
zu diskreditieren, sondern einzig darum, einige Schwachstellen aufzuzei­
gen, die einen weiteren Forschungsbedarf signalisieren. 

An mehreren Stellen heben die Wissenschaftler hervor, daß sich ihre Studie 
auf Sekundärdaten stützt und daß sich damit methodische Probleme ergeben, 
wie man sie aus Aktenanalysen kennt.36) Als Informationsquellen stehen 
bei der Studie nicht die Täter - soweit es Polizeidaten betrifft handelt es sich 
formell ohnedies um Tatverdächtige -, sondern lediglich polizeiliche 
Ermittlungsakten, Urteilsschriften und Ereignisbericht zur Verfügung, die 
durch Expertengespräche ergänzt werden. Die Untersuchung bezieht sich 
also nur auf das Hellfeld der Kriminalität und dies bei niedriger Aufklä­
rungsquote (1t. Bundeslagebild der Abt. Staatsschutz beim BKA betrug für 
das Jahr 1992 die Aufklärungsquote 20,1 %).37) Da sie sich auf Informa­
tionen aus "zweiter Hand" stützt, bleibt beispielsweise ungeklärt, wie die 
Gruppenzugehörigkeit der Tatverdächtigen von der Polizei ermittelt wurde, 
ob nach Augenschein, aufgrund eigener Angaben oder sonstiger Informatio­
nen und Erfahrungen. 

Besonders problematisch wird es aber bei den Angaben zu dem zuletzt 
ausgeübten Beruf. Der Anteil der "missing values" beträgt dabei 53 % 

(S. 26). Ähnliches, wenn auch nicht so kraß, trifft bei der Frage nach dem 

36) V gl. z. B. Dölling 1984; Hermann 1988. 
37) BKA, Abt. Staaatsschutz, 1993. 
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Berufsabschluß zu; immerhin verbleibt ein Anteil von 37 % "missing 
values". Berücksichtigt man die Bedeutung der beruflichen Erfahrung bzw. 
die Bedeutung des Verhaltens überall dort, wo in unserer Gesellschaft 
Leistung verlangt wird, für die Akzeptanz rechtsextremer Einstellungsmuster, 
aber auch - dies unter kriminologischem Gesichtspunkt - für den Einstieg 
und den Verlauf krimineller Karrieren, dann werden die Defizite der Studie 
deutlich. So ist es auch verständlich, daß die Wissenschaftler auf eine 
Überprüfung theoretischer Ansätze bewußt verzichten (S. 13) und vielmehr 
eine dringende Ergänzung der Aggregatdaten durch Informationen über den 
einzelnen Akteur, seine individuellen Merkmale, Einstellungen, Erfahrungen 
und Sinnkonstruktionen fordern (S. 50). Diese ließen sich aber nur durch 
eine qualitative Studie, die einen ganz beträchtlichen Aufwand mit sich 
brächte, erfüllen. 

Vor dem Hintergrund dieser kritischen Bemerkungen sollen nun zwei 
Problemkomplexe näher erörtert werden, die einen weiteren Forschungs­
bedarf offenlegen bzw. die Richtung andeuten, in die weitere Forschung 
m. E. zielen müßte. 

7. Soziale Deprivation und fremdenfeindliche Straftaten: Konunen die Täter 
aus der Mitte der Gesellschaft? 

Der erste Problemkomplex betrifft die soziale Herkunft der Täter. Der 
Rechtsextremismus, so wird oft behauptet, entsteht nicht an den Rändern, 
sondern in der Mitte der Gesellschaft. Auf den ersten Blick scheint dies den 
empirischen Befunden der Trierer Studie zu widersprechen. Obwohl dort 
festgestellt wird, daß die Mehrzahl der Täter "normale" Jugendliche sind 
(s.o.), überwiegen doch bei weitem Jugendliche mit formal niederen oder 
mittleren Bildungsabschlüssen, die nicht nur auf dem Arbeits- und Güter­
markt, sondern auch auf dem Beziehungsmarkt um die knappen Güter der 
Anerkennung und erotischen Zuwendung - wie Eckert38 ) es nennt - nicht 
immer die besten Karten in der Hand haben und daher auf alternative 
Profilierungswege im Rahmen der jugendlichen Selbststilisierung zugreifen. 

38) Vgl. Eckert 1992, S. 137. 
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Nicht von ungefähr hat die Zeitschrift Die Zeit einen Artikel über die Trierer 
Studie mit der Überschrift "Gestiefelte Schwäche" überschrieben.39) 

Die l1i1ese vom Entstehen des Rechtsextremismus trifft aber dann zu, wenn 
'auf die schichtmäßige Zuordnung und die gesellschaftlichen Kräfte abge­
stellt wird, die zu seinem Entstehen beitragen. Rechtsextreme Orientierungen 
und damit verbundene Fremdenfeindlichkeit sind ebensowenig wie Krimi­
nalität ein reines Schichtproblem. Desintegrationserfahrungen, die zweifellos 
bei einem Teil der Probanden vorliegen und die als eine Ursache für die 
Zuwendung zu rechtsextremen Orientierungsmustern gelten können, machen 
vor keinen Schichtgrenzen halt. Auch müssen sie nicht zwingend zur 
Akzeptanz und Verfestigung autoritärer Einstellungen führen. Willems und 
Mitarbeiter haben m. E. zu Recht auf Mertons Typologie der Formen 
abweichenden Verhaltens verwiesen (S. 133). Menschen reagieren auf 
äußerllich gleiche Bedingungen häufig ganz unterschiedlich. Die einen 
werden aggressiv, die anderen flüchten sich in eine neue Religiosität, in 
Drogen oder Okkultismus. Wieder andere werden zu Ritualisten, die - äußer­
lich gut angepaßt - Handlungen gänzlich zwanghaft vollziehen. 

Bereits die frühen Untersuchungen der Chicago-Schule haben gezeigt, daß 
in Stadtteilen mit einer sozial desolaten Infrastruktur Kriminalität zwar 
wesentlich stärker verbreitet war al s in den Vororten der Reichen, daß aber 
dennoch auch in den sogenannten "delinquency areas" viele Jugendliche, 
trotz äußerlich schlechter Bedingungen, nicht straffällig wurden.40) Mittler­
weile hat sich die Forschung verstärkt der Frage zugewandt, welche 
"protektiven" Faktoren bzw. "Schutzfaktoren" denn dafür ausschlaggebend 
sein können, daß es trotz sozialer Deprivation, trotz eines starken "Drucks" 
von außen, bei manchen Jugendlichen nicht zur Abweichung kommt. Im 
Englischen hat man für das Widerstandspotential den Begriff "resilience" 
oder "resiliency" eingeführt und in Vergleichsuntersuchungen die sozialen, 
familialen und personalen Faktoren (z. B. positives Selbstbild, stabile 
soziale Beziehungen, soziales Netz) zu ermitteln versucht, die mit diesem 

Widerstandspotential korrelieren bzw. es konstituieren.41 ) 

39) Vgl. Die Zeit vom 06.08.93. 
40) Vgl. Shaw ! McKay 1942. 
41) Vgl. Rutter 1985; Lösel! Bliesener 1992. 
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Bezogen auf das Thema fremden feindliche Gewalt mag die Erwähnung des 
"Resilience"-Konzepts etwas "weit hergeholt" erscheinen. Will man jedoch 
mehr über die Täter fremdenfeindlicher Straftaten in Erfahrung bringen, als 
man bisher weiß, wird man den Aspekt nicht ausklammern können. Man 
wird beide Komplexe, die Risiko- und die Schutzfaktoren, näher bestimmen 
müssen. Dabei empfiehlt es sich, neben den Erkenntnissen der 
"Resilience"-Forschung, auch auf Erkenntnisse der kriminologischen 
Vergleichs- und Karriereforschung zurückzugreifen.42) Obwohl in der Trierer 
Untersuchung eine Typologie verschiedener Tätertypen erarbeitet worden ist 
(s.o. Kap. 6) bleiben etliche Fragen noch unbeantwortet. So ist es krimino­
logisch von besonderem Interesse, zu erkunden, welche Stellung die 
fremdenfeindliche Tat im Lebenslängsschnitt des Täters einnimmt, d. h. unter 
Berücksichtigung der Entwicklung des Sozialverhaltens des Täters im Laufe 
seines Lebens. Nur so läßt sich erkennen, ob die fremdenfeindliche Tat 
Ausfluß eines generell abweichenden Lebensstils (eines "delinquent way of 
life") oder einer anderen Form der Abweichung ist, und wie man ihr im 
Einzelfall strafrechtlich und präventiv begegnen kann. 

Göppinger beispielsweise hat zwischen verschiedenen Verlaufsformen der 
Kriminalität unterschieden: der Hinentwicklung zur Kriminalität, der 
Kriminalität im Rahmen der Persönlichkeitsreifung, der Kriminalität bei 
sonstiger sozialer Unauffälligkeit und dem kriminellen Übersprung.43) 

Während bei einer Hinentwicklung der gesamte Lebensstil seit geraumer Zeit 
gewissermaßen auf das Begehen von Straftaten hin "angelegt" ist, erfolgt 
die Tat beim Typus der sonstigen sozialen Unauffalligkeit und beim krimi­
nellen Übersprung aus einem sozial unauffälligen Leben heraus. Bei der 
Persönlichkeitsreifung wiederum kommt es zu partiellen "Einbrüchen" des 
Sozialverhaltens, die mit dem Erwachsenwerden zusammenhängen. Eine 
differenzierte Täterbetrachtung, die die Lebensgeschichte der Täter unter­
suchte, würde eine fundiertere Antwort auf die Frage erlauben, inwieweit es 
sich bei den Tätern um "irrgeleitete Jugendliche", um Karrieretäter oder um 
politische Überzeugungstäter handelt und wo Ansatzpunkte für präventive 
Maßnahmen zu suchen sind. 

42) Vgl. z. B. Göppinger 1985; West I Farrington 1977; Loeber I DishlOn 1983. 
43) Göppinger 1985, S. 124 ff. 
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Übersicht 7.1: 

Verlaufsformen der Kriminalität 

- Die kontinuierliche Hinentwicklung zur Kriminalität mit Beginn in 
der frühen Jugend, 

Problembiographie, oft schon von Kindheit an, mit Straffällig­
keiten in vielen Lebensbereichen; frühes Straffälligwerden. 

- Die Hinentwicklung zur Kriminalität im Heranwachsenden- bzw. 
Erwachsenenalter , 

Später als im Kindes- und Jugendalter beginnende Problembio­
graphie; Person bleibt unauffallig, solange sie in ein funktionie­
rendes Ordnungsgefiige eingebunden ist. 

- Kriminalität im Rahmen der Persönlichkeitsreifung, 

Kriminalität als vorübergehender "Einbruch" in der Entwicklung 
eines jungen Menschen; AuWilligkeiten betreffen nicht den ganzen 
Lebensbereich, sondern treten nur partiell auf. 

- Kriminalität bei sonstiger sozialer Unauffalligkeit, 

Kriminalität, die aus einem sozial unauffälligen Leben heraus 
begangen wird (z. B. Wirtschaftskriminalität); als typisch kann 
angesehen werden, daß bestimmte Werte, die auch in der Durch-
8chnittspopulation gelten, einseitig betont und uneingeschränkt 
befolgt werden. 

- Der kriminelle Übersprung, 

Die kriminelle Tat stellt einen Bruch in der Lebensentwicklung dar. 
Die Tat kommt gewissermaßen "aus heiterem Himmel". 

Quelle: Göppinger 1985 



Gerade dies scheint vor dem Hintergrund des Vorwurfs, man verharmlose 
den Einfluß der organisierten Rechten auf die fremdenfeindlichen Gewalt­
täter und erkenne die Gefahr der Instmmentalisierung dieser nicht, von 
besonderer Bedeutung zu sein. Gleichzeitig wird man auch mehr Klarheit 
über die fremdenfeindlichen Gewalttäter erhalten, die nicht aus der Mitte 
der Gesellschaft stammen, sondern von ihrem ganzen Lebensweg und 
Sozialverhalten her gesehen, Auffälligkeiten erkennen lassen. Fremden­
feindliche Straftaten erfüllen bei ihnen möglicherweise nur eine Art 
"Vehikelfunktion", d. h. in ihrer Aggression gegen Fremde manifestiert sich 
ein antisoziales Potential, das in anderen situativen Kontexten und unter 
anderen politischen Voraussetzungen andere Formen angenommen hätte. In 
der Terminologie der Trierer Studie würde dieser Typus dem gemeinen 
"Schläger" entsprechen (s. Kap. 6). 

Im Unterschied zu der hier angestrebten Untersuchung, bei der die Stellung 
der Tat im Lebenslängsschnitt für die Typisierung ausschlaggebend ist, 
wurde die Trierer Typologie entlang der Dimensionen "Gewaltbereitschaft" 
und "politische Orientierung" gebildet. Neben dem "Schläger" wurde noch 
zwischen dem "Mitläufer", dem "Ethnozentristen" und dem "politisch 
motivierten Täter" unterschieden. Die beiden Typologien schließen sich nicht 
gegenseitig aus, sondern können sich ergänzen, wobei aber bei der Bestim­
mung der Stellung der Tat im Lebenslängsschnitt die Motive der Täter in den 
Hintergrund treten. In erster Linie geht es dabei damm, das tatsächlich 
gezeigte Sozialverhalten jenseits der von den Tätern geäußerten oder von 
der Justiz unterstellten Motiven oder Rechtfertigungen zu untersuchen und 
in bezug auf kriminologisch relevante Kriterien zu verorten. 

Ein solches Vorgehen hat den Vorteil, daß die hinter den äußeren sozialen 
Merkmalen stehende Wirklichkeit in differenzierter Weise erschlossen wird. 
Äußere Merkmale, die als soziale Indikatoren dienen mögen, werden auf ihre 
lebensgeschichtliche Bedeutung hin untersucht. Aus kriminologischen 
Untersuchungen ist bekannt, daß äußere Merkmale, wie z. B. "Arbeitslosig­
keif', "Schulabschluß", "Trennung der Familie" kriminologisch relativ wenig 
aussagen. Entscheidend ist, wie sie sich im jeweiligen Lebensvollzug 
darstellen.44) Dazu ist es aber nötig, bildlich gesprochen, hinter die Ebene 

44) V gl. Göppinger 1983, 87 f. 
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der formalen Merkmale zu blicken und eine Gesamtschau der einzelnen 
Täter vorzunehmen. Als Vorgehensweise würde sich beispielsweise das von 
Göppinger im Rahmen seiner Schaffung einer Angewandten Kriminologie 
vorgeschlagene Verfahren anbieten.45) 

So wünschenswert eine Täterbefragung in diesem Sinne aus kriminologi­
scher Sicht wäre, so schwierig dürfte die Durchführung sein. Dabei ist nicht 
in erster Linie an mangelnde Kooperationsbereitschaft der Täter zu denken. 
Diesbezüglich finden sich Hinweise, daß Täter fremdenfeindlicher Straftaten 
durchaus nicht weniger bereit sind, über ihr Leben zu reden, als andere. 
Tätenmtersuchungen dieser Art sind aber sehr zeitaufwendig und erfordern 
sehr gut geschulte "Interviewer". 

Vieles würde aber auch nach der Durchführung einer Täterbefragung offen 
bleiben, was sofort einsichtig wird, wenn man die niedrige Aufklärungsquote 
fremdenfeindlicher Straftaten berücksichtigt. Dennoch wäre eine Täter­
befragung ein erster Schritt. Mittlerweile scheint man dies erkannt zu haben. 
Wie zu erfahren war, hat das BMJ eine Täteruntersuchung an den Bielefel­
der Jugendforscher Heitmeyer vergeben. Die Trierer Forschergruppe wurde 
vom BMI erneut damit beauftragt, ihre Untersuchung mit etwas modifizierter 
Fragestellung, aber methodisch ähnlich, fortzuführen (s. Anhang / Übersicht 
A.2). 

45) VgI. ebd., 1985. 

38 



8. Jugendliche Subkulturen und fremdenfeindliche Gewalt: alkoholisierter 
Apolitikus oder politischer Überzeugungstäter? 

Der zweite zu diskutierende Problemkomplex betrifft das unmittelbare 
Zustandekommen fremdenfeindlicher Straftaten. Wie bereits Sutherland 
dargelegt hat, resultiert das kriminelle Verhalten aus dem Zusammenspiel 
von personalen und situativen Faktoren.46) Situationen werden von den 
Tätern vor dem Hintergrund ihrer jeweils spezifischen lebensgeschichtlichen 
Erfahrungen perzipiert und interpretiert und tragen so zur Dynamik des 
Tatgeschehens bei. Straftaten bilden also das Ergebnis eines interaktiven 
Prozesses, was auch von der Trierer Forschergruppe mit Bezug auf das 
Handeln und Nichthandeln von Institutionen und Akteuren ausdrücklich 
hervorgehoben wird.47) Ein Hauptanliegen der Studie ist es ja, Interaktions­
und Eskalationsprozesse beim Zustandekommen fremdenfeindlicher Strafta­
ten zu erhellen. 

Zwei Ergebnisse der Studie verdienen dabei besondere Beachtung. Erstens 
hat es sich gezeigt (s.o.), daß fremdenfeindliche Straftaten in der überwie­
genden Mehrzahl der Fälle als Gruppentaten begangen werden (93,8 %), 
wobei die Gruppen ganz unterschiedlich strukturiert sein können. Auf die in 
diesem Zusammenhang immer wieder genannten Skinheads entfallen 37,9 % 
der untersuchten fremdenfeindlichen Straftaten, auf rechtsextreme Gruppen 
25,2 %. Der Rest wird von mehr oder weniger informellen fremdenfeindli­
chen Gruppen begangen.48) Der Anteil der Skinheads liegt hier weit über 
dem Anteil, der in den Polizeilichen Lageberichten angegebenen wird. Dort 
betrug er 8,7 % für das 1. Halbjahr 1993. 

Zum zweiten hat sich bei den untersuchten Taten ein langfristiges Planen 
und ein organisiertes Vorgehen, verbunden mit einer politisch-strategischen 
Ausrichtung, eher als Ausnahme, denn als Regel herausgestellt (vgl. ebd. 
S. 81). Die meisten fremdenfeindlichen Straftaten resultieren aus einer 
Mischung aus Spontaneität und Planung.49) Darin gerade liegt aber ihre 
Gefährlichkeit. Sie sind weniger berechenbar und erscheinen eher von einer 

46) Vgl. Sutherland 1974. 

47) Vgl. Willems u. a. 1993, S. 112. 
48) Vgl. ebd., S. 31. 
49) Vgl. ebd., S.83. 
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"dumpfen Fremdenfeindlichkeit" als von einer, wenn auch perfiden, so doch 
rationalen politischen Strategie getragen. 

Das Ergebnis läßt sich nun aber nicht dahingehend interpretieren, als hätten 
rechtsextreme Gruppen nur relativ wenig mit den fremdenfeindlichen 
Gewalttaten zu tun. hn Gegenteil, seit den 80er Jahren hat die organisierte 
Rechte versucht, Einfluß auf die an sich relativ unorganisierten Skinheads 
zu nehmen und diese fiir ihre Zwecke zu instrumentalisieren, wenn auch 
meist ohne durchschlagenden Erfolg.50) Daß dieses Bestreben eine reale 
politische Gefahr darstellt, wird auch in der Trierer Studie hervorge­
hoben.5I) Ins gleiche Bild passen zudem empirische Befunde der Deutschen 
Jugendsurvey 1992, die besagen, daß inzwischen Befragte, die ihre politisch­
ideologische Position als rechts angeben, eine höhere Gewaltneigung 
erkennen lassen, als solche mit linker Selbsteinstufung.52) Bis vor wenigen 
Jahren war dies noch anders gewesen.53 ) 

Dennoch, wollte man fremden feindliche Gewalttaten nur als Werk organi­
sierter rechtsextremistischer und neonazistischer Kreise sehen, säße man 
wohl einem Trugschluß auf. Fremdenfeindliche Gewalt muß als ein Teil 
einer allgemeinen Gewaltproblematik verstanden werden, die ihre Wurzeln 
nicht allein im Politischen, sondern in soziostrukturellen und -kulturellen 
Bedingungen unserer Gesellschaft sowie in allgemeinen menschlichen 
Grundbefindlichkeiten hat. 

Über die Ursachen der Gewalt 1st in den letzten Jahren viel geforscht und 
geschrieben worden54), und es kann hier nicht die Aufgabe sein, auf die 
einzelnen Ursachen detailliert einzugehen. Vielmehr kommt es darauf an, 
bestimmte Entwicklungen aufzuzeigen, die in Deutschland zwar gesehen, 
bisher aber noch relativ wenig erforscht worden sind. Dazu zählt das 
Problem der Jugendbanden, das von der Trierer Forschungsgruppe mit der 
fremdenfeindlichen Gewalt in Verbindung gebracht wird. hn Bericht wird 

50) VgI. Pilz / Sengebusch 1989. 
51) VgI. Willems u. a. 1993 S. 97. 
52) VgI. Schneider / Hoffmann-Lange 1992. S. 133. 
53) VgI. Kaase / Neidhardt 1990. 
54) V gI. dazu den voluminösen Bericht der Gewaltkommission. Schwind / Baumann 

1990. 
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explizit darauf hingewiesen, daß fremden feindliche Gewalt nicht von der 
klassischen Jugenddelinquenz und jugendlichen Bandengewalt getrennt 

werden kann.55) 

Gewalttätige Jugendliche und Jugendbanden hat es in Deutschland auch 
früher schon gegeben56), obwohl das Problem nie auch nur annähernd die 
Dimension wie in den USA erreicht hätte. Wie amerikanische Banden­
forscher konstatieren, läßt sich eine zunehmende Tendenz zur Entstehung 
von Jugendbanden immer dann feststellen, wenn sich die Gesellschaft Zeiten 
raschen sozialen Wandels und politischer Instabilität ausgesetzt sieht. 
Jugendbanden fungieren dann als eine Art Ersatzinstitution, die dort 
einspringt, wo andere Institutionen versagen. Ihren Mitgliedern bietet sie ein 
gewisses Maß an Ordnung und Solidarität.57) Genau dieses scheint heute in 
unserer Gesellschaft zuzutreffen, wenn man den Ausführungen der Ju­
gendforscher über den Strukturwandel der Jugendphase und die damit 
zusammenhängende zunehmende Bedeutung der Gleichaltrigengruppe bei der 
Sozialisation Jugendlicher Glauben schenken kann.58) 

Die Situation in Deutschland hat sich aber gegenüber früher auch insofern 
gewandelt, als eine zweite und dritte Generation von Gastarbeiterkindern 
herangewachsen ist, die mit deutschen Kindern auf den verschiedensten 
Ebenen konkurriert und für die sich die typische "Zweite­
Generations-Problematik" eines Kulturkonflikts stellt.59) In bezug auf die 
Bildung von und die Auseinandersetzungen zwischen Jugendbanden hat sich 
dadurch eine neue Qualität ergeben. Mittlerweile stehen sich nicht nur um 
Territorium und Einfluß rivalisierende Jugendbanden gegenüber, sondern 
Jugendbanden, die sich entlang ethnischer Kriterien gebildet haben und die 
in ihren Auseinandersetzungen eine von vielen Praktikern der Strafrechts­
pflege beklagte zunehmende Brutalisierung an den Tag legen.60) 

55) Vgl. Willems u. a. 1993, S. 36. 
56) Vgl. Kaiser 1959. 
57) Vgl. Spergel 1990, S. 171; Cohen 1961. 
58) Vgl. zusammenfassend Dudek 1993. 
59) Zur Kulturkonflikttheorie vgl. Kaiser 1992. 
60) Zur zunehmenden Brutalisierung vgl. Zachert 1992, S. 271. 
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Die empirische Bandenforschung in Deutschland ist über einige wenige 
Studien bisher nicht hinausgekommen.61 ) Als bezeichnend dafür muß es 
gelten, daß eine der am häufigsten zitierten Arbeiten, die von Farin und 
Seidel-Pielen (1993) "Krieg in den Städten", mehr einer gutgemachten 
journalistischen Reportage, als einer systematischen wissenschaftlichen 
Arbeilt gleicht, was ihrem Wert jedoch keinen Abbruch tut; verdeutlicht sie 
doch, wie groß der Forschungsbedarf auf diesem Gebiet noch ist. Man 
wird deshalb auf die von Rolinski (Universität Regensburg) angekündigte 
Untersuchung zum Thema "Bedingungen der Entstehung von Jugendbanden 
in den Großstädten der Bundesrepublik Deutschland" gespannt sein (s. 
AnhanglÜbersicht A.2). Die Gefahr sich bekriegender ethnischer Jugend­
banden ist, folgt man dem Buch von Farin und Seidel-Pielen, bereits 
gegeben und könnte sich noch steigern, wenn die Jugendbanden politisch 
instrumentalisiert oder von der Organisierten Kriminalität infiltriert würden. 
Auf die Entwicklung wurde aber in etwas anderem Zusammenhang schon 
von Schwind aufmerksam gemacht.62) 

Aus polizeilicher Sicht ist die Gewinnung eines angemessenen Lagebildes 
hinsichtlich der Situationen, aus denen heraus fremdenfeindliche Gewaltta­
ten entstehen, ebenso wichtig wie hinsichtlich der Struktur und des Organi­
sationsgrades der die Taten verübenden Gruppen. Gewalt, die aus einer 
Mischung aus Spontaneität und Planung entsteht, bedarf anderer Be­
kämpfungsstrategien und präventiver Maßnahmen, als Gewaltakte, die in 
ein strategisches Konzept eingebunden sind. Erfahrungen mit dem Links­
extreIIlÜsmus und -terrorismus lassen sich also nicht ohne weiteres für die 
Bekämpfung und Verhinderung fremdenfeindlicher Gewalt nutzbar 
machen.63) Hier kann es oft sinnlos sein, nach vergleichbaren Organisati­
ons- und Kommunikationsstrukturen zu suchen. Stattdessen müßte sich der 
Blick auf situative Bedingungen richten, die ein Zustandekommen von 
Gewalttaten fördern. 

Von der Trierer Forschergruppe sind zwar situative Bedingungen bei der 
Analyse von Eskalationsprozessen mit einbezogen worden, doch wirkt sich 
hier wiederum die Tatsache, auf Sekundärdaten angewiesen zu sein, etwas 

61) Vgl. von Trotha 1993, S. 57. 
62) V gl. dazu Kube 1993, S. 290. 
63) V gl. Murek u. a. 1993, S.94. 
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nachteilig aus. Das Umfeld der Straftat64) könnte noch näher bestimmt 
werden, als bei der Trierer Studie möglich, vor allem das Vorfeld und der 
Übergang zur Tat. Dazu würde die momentane lebensgeschichtliche Situati­
on der Täter genauso zählen, wie z. B. die subkulturellen Rituale und 
Gepflogenheiten der Gruppierungen (z. B. das "Koma-Saufen" der Skins), 
die Opfermerkmale und das Opferverhalten sowie bauliche und technische 
Gesichtspunkte. Wissensbedarf diesbezüglich wurde im Zusammenhang mit 
der Erstellung eines Maßnahmen katalogs zur Bekämpfung fremdenfeindli­

cher Straftaten angezeigt.65) 

Die Skinheads zählen zu den Gruppierungen, die im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung fremdenfeindlicher Gewalt die meiste Aufmerksamkeit verdie­
nen. Anders als gelegentlich angenommen handelt es sich bei ihnen nicht um 
eine Gruppierung mit einheitlicher politischer Ausrichtung, sondern um eine 
Subkultur, die sich durch ein äußeres Erscheinungsbild und durch vage 
Vorstellungen von einem bestimmten Lebensstil charakterisieren läßt. Zu 
diesem zählt eine aufputschende Musik (Mischung aus Hardrock und 
Heavy-Metal), Alkoholexzesse und ein übersteigertes "Männlichkeitsgetue" . 
Jenseits dieses gemeinsamen Kerns weichen die Skins aber politisch 
voneinander ab. Den "rechten" Skins stehen die vorwiegend an der 
Skin-Musik interessierten, unpolitischen Oi-Skins und die "linken" 
SHARP-Skins ("Skinheads Against Racial Prejudice") gegenüber. 

Die "rechten" Skins, auf deren Konto eine beträchtliche Zahl fremdenfeindli­
cher Gewalttaten geht, werden aus der Sicht der Jugendforscher als "typi­
sche Kinder unserer Zeit" gesehen. Sie setzen der Auflösung der soziokultu­
rellen Milieus und dem Wertewandel eine jugendtypische Form des Protests 
entgegen. Dabei sind sie nur lose organisiert. Eine gewisse überlokale 
Kommunikation und Verbundenheit wird über sogenannte Fanzines herge­
stellt. Die von ihnen ausgeübte Gewalt wird nicht nur instrumentell einge­
setzt, sondern erfüllt in der Regel auch eine Reihe anderer Funktionen (z. B. 
identitätsstiftende, gruppenintegrative, kommunikativ-expressive, explorative, 
libidinöse).66) Für nicht wenige ist Gewalt eine Art Droge, die oft im 
Zusammenwirken mit der Droge Alkohol "rauschhaft ausgelebt" wird. 

64) V gl. dazu Maschke 1986. 
65) Vgl. Klink 1992, S. 274. 
66) Vgl. Murck u. a. 1993, S. 25. 
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Das Suchen von "Thrill-Situationen"67), das "GeiI-auf-Gewalt"-Sein68), 
läßt sich mit Rekurs auf sozialstrukturelle Kriminalitätstheorien und mit dem 
Hinweis auf soziale Deprivation nur unzureichend erklären. Zwar werden 
die Ursprünge der Skinhead-Bewegung im Protest der englischen Unter­
schichtskinder gegen steigende Arbeitslosigkeit, zunehmende industrielle 
Rationalisierung und das "Wegsanieren" ehemaliger Arbeitersiedlungen 
gesehen, doch findet sich die Freude an der Gewalt nicht nur bei sozial 
benachteiligten Jugendlichen. Die meist aus äußerlich geordneten Verhält­
nissen stammenden Hooligans bieten ein gutes Beispiel dafür. Die sich in 
Gewalttaten äußernde Aggression sitzt wohl tiefer in der Natur des Men­
schen, als manche Sozialwissenschaftler es wahrhaben wollen. Trotzdem 
bilden die jeweiligen sozialen und kulturellen Voraussetzungen einen 
Rahmen, der aggressionsfördernd oder -hemmend wirken kann. Elias hat 
dies In seinem Werk "Über den Prozeß der Zivilisation" eindrucksvoll 
belegt.69) 

Daß die Skinhead-Bewegung eine Form des Jugendprotests darstellt, wird 
nicht zuletzt dadurch unterstrichen, daß es selbst in der sozialistischen 
DDR eine Skinhead-Bewegung gab, die außer in einigen exemplarischen 
Fällen, wo es zu Gerichtsurteilen kam, von den Machthabern weitgehend 
ignoriert, wenn nicht gar geleugnet wurde. 70) Eine "rechte Jugendkultur" 
paßte nicht ins Bild eines seinem Selbstverständnis nach antifaschistischen 
Staates. Die Untersuchungen des Zentralinstituts für Jugendforschung in 
Leipzig, die Aufschluß über die Stimmungslage der DDR-Jugend geben 
konnten, verschwanden deshalb in den Panzerschränken.?l) 

Die Auffassung, daß es sich bei der Skinhead-Bewegung um eine Form des 
Jugendprotests und bei den fremdenfeindlichen Gewalttaten zum Teil um 
eine, wenn auch scharf zu verurteilende Form von Jugendkriminalität 
handelt, wird nicht einhellig geteilt. So finden sich etliche Stimmen, die 
immer wieder auf Einflüsse des rechtsextremistischen Lagers auf die 
Skinhead-Bewegung hinweisen und in der These von der Jugendkriminalität 

67) Vgl. Goffman 1986, S. 215. 
68) Vgl. Buford 1992. 
69) V gl. Elias 1976. 
70) V gl. Korfes 1992. 
71) Vgl. Korfes 1990, S. 39. 
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eine Verharmlosung der tatsächlichen Lage sehen. Schmidt, der gründliche 
Recherchen in der rechtsextremen und neonazistischen Szene durchgeführt 
hat, bemerkt deshalb auch: "Ich selbst konnte mehrfach erleben, wie sich die 
Neonazis über derlei Analysen vor Lachen auf die Schenkel geklatscht 
haben.".72) Zumindest Teile der Skinheads, folgt man seinen Ausführungen, 
sind in ein Netzwerk rechter Bewegungen eingebunden und werden zuneh­
mend von organisierten rechten Bewegungen instrumentalisiert. 

Die Aufdeckung dieser Netzwerke scheint bisher aber nur unzureichend 
gelungen zu sein. Thre Existenz wird man nach dem Auftauchen der Neo­
nazi-Broschüre "Der Einblick" gegen Ende des Jahres 1993 und der Einrich­
tung von Info-Telefonen und Mailboxen durch die rechte Szene nicht mehr 
ignorieren können.1 3) In Polizeikreisen wird die Gefahr der Vernetzung 
auch durchaus ernst genommen. Insbesondere das Landeskriminalamt 
Baden-Württemberg hat auf die Bestrebungen zum Aufbau einer militanten 
rechten Einheitsfront ausdrücklich hingewiesen.14) Die teilweise professio­
nell betriebene Logistik bei der Organisation rechter Demonstrations­
veranstaltungen, z.B. beim "Hess - Gedenkmarsch" am 14.08.93, sprechen 
eine deutliche Sprache. Dennoch wird man nach wie vor davon ausgehen 
können, daß große Teile der Skinheads politisch viel zu wenig gefestigt 
und auch zu undiszipliniert sind, um sich "organisieren" zu lassen. Auch gibt 
es Anzeichen dafür, daß das alte Links-Rechts-Schema auf die Jugend­
subkulturen nicht ohne weiteres angewendet werden kann. So wurde 
beispielsweise festgestellt, daß ein Wechsel von "links" nach "rechts" und 
umgekehrt durchaus vorkommt.15) 

Von polizeilicher Seite wurden mittlerweile gegen die Vertreiber von 
Skin-Musik (Aktion "Notenschlüssel") und von Fanzines, die auch als 
wichtige Kommunikationsmittel der Szene gelten, Aktionen durchgeführt 
(Aktion "Druckstock").16) Eine systematische Analyse der Inhalte der 

72) Schmidt 1993, S. 215. 
73) Vgl. Frankfurter Rundschau vom 03.12.93); Wiesbadener Tagblatt vom 

10.12.93) 
74) Vgl. Bartz 1994, S. 8. 
75) Vgl. Kräup11993, S. 252. 
76) Vgl. Bundeskriminalamt, Abt. Staatsschutz, 1993a. 
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Fanzines, etwa mittels einer sozialwissenschaftlichen InhaItsanalyse, 
wurde bisher wohl noch nicht vorgenommen. 

Fremdenfeindliche Gewalt als eine Form der Jugendgewalt einerseits und als 
organisierte rechte Gewalt andererseits stellt besondere Anforderungen an 
die mit der Kriminalitätsbekämpfung Betrauten und die präventiv Tätigen. Im 
folgenden soll deshalb die Rolle der Polizei genauer beleuchtet werden. 

9. Bekämpfung der fremdenfeindlichen Gewalt: Die Polizei im Kreuzfeuer 
der Kritik 

Wenngleich der Polizei bei der Bekämpfung der fremdenfeindlichen Gewalt 
eine zentrale Rolle zukommt, können polizeiliche Maßnahmen allein 
- darüber besteht im wesentlichen Konsens - das Problem nicht lösen. Dazu 
bedarf es, wie es beim "Runden Tisch" in Bonn hieß, "großer 
Gemeinschaftsanstrengungen", die von allen Teilen der Gesellschaft 
getragen werden müssen. Die Polizei kann - in diesem Zusammenhang leider 
nicht nur bildlich gesprochen - wohl nur die Rolle einer Feuerwehr überneh­
men, die das Legen von Bränden erschwert und bereits gelegte Brände 
löscht. 

Auf die politische Dimension der fremdenfeindlichen Straf- bzw. Gewaltta­
ten ist es zurückzuführen, daß die Arbeit der Polizei von der Öffentlichkeit 
und den Medien mit besonders kritischen Augen verfolgt wird. Freilich 
beschränkt sich die Kritik nicht nur auf eine Kritik von außen. Auch in 
den eigenen Reihen ist man sich bewußt, daß es bei der Bekämpfung 
fremdenfeindlicher Gewalt gewisse Defizite gegeben hat.77) Besonders das 
Verhalten der Polizei bei den Einsätzen in Hoyerswerda und in Rostock hat 
ein kritisches Echo gefunden.78) 

Die von außen kommende Kritik läßt sich in einigen wesentlichen Punkten 
zusammenfassen, wobei sie je nach politischer Couleur der Kritiker mehr in 
die eine oder andere Richtung zielt. Der Polizei bleibt dabei meist nur die 

77) Vgl. Murck u.a. 1993, S. 34. 

78) Zur schwierigen Ausgangslage im Bundesland Sachsen vgl. Raisch 1994, 
S. 15 ff. 
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undankbare Position zwischen den Fronten (vgl. dazu vor allem das Buch 
von Murck u. a. (1993) "Immer dazwischen"). Konkrete Lösungsvorschläge, 
wie sie z. B. im Gutachten der Gewaltkommission 79) niedergelegt sind, 
finden sich in sonstigen wissenschaftlichen Arbeiten selten. Wenn über­
haupt, dann werden eher "Schwachstellen" angesprochen. In der Regel 
überlassen die Wissenschaftler den Praktikern die konkrete Umsetzung ihrer 
Erkenntnisse in praktische Maßnahmen. Meistens findet man außer pau­
schalen Forderungen keine weiteren Ausführungen. 

Einer der am häufigsten erhobenen Vorwürfe richtet sich gegen den ver­
meintlichen politischen Standort der Polizei. So heißt es, daß die Polizei 
auf dem "rechten" Auge blind sei, zumindest aber, daß sie die Gefahr von 
"rechts" total unterschätzt habe, obwohl von "rechts" unserer Demokratie 
weit größerer Schaden als von "links" drohe. Zu keiner Zeit hätten linksradi­
kale oder linksextremistische Ideen in der Bevölkerung der Bundesrepublik 
einen so starken Rückhalt gefunden wie "rechte". Kritisiert wird deshalb die 
fehlende Konsequenz bei der Bekämpfung nazistischer Tendenzen, z. B. das 
Nichteinschreiten gegen nazistische Provokaktionen bei Demonstrationen.80) 

Gefordert wird ein konsequentes Einschreiten, um das Risiko der Täter zu 
erhöhen. Ein erhöhter Fahndungsdruck, der auch von den Richtern auf dem 
Deutschen Richtertag im Oktober 1993 angemahnt wurde, könnte viel dazu 
beitragen, fremden feindliche Bestrebungen bereits im Keime zu ersticken.8 1) 

Im Gegensatz zu den - zumindest früher - ideologisch weit gefestigteren 
"linken" Gewalttätern, ließen sich "rechte" Täter eher abschrecken. Ein 
Ergebnis, das auch die Trierer Studie nahelegt. 

Auf der anderen Seite warnen Stimmen vor einer Überreaktion. Über­
reaktionen bringen immer die Gefahr mit sich, Märtyrer zu schaffen. So 
könnte es geschehen, daß aus dem "Schläger" von heute, der "Kämpfer" und 
möglicherweise der "Märtyrer" von morgen wird.82) Die Voraussetzungen 
dazu können aber selbstverständlich nicht im Verhalten der Polizei allein 

79) Vgl. Schwind / Baumann 1990. 
80) Vgl. dazu Schmidt 1993, S. 117 ff., der am Beispiel der Demonstration in 

Dresden vom 20.10.90, das Verhalten der Polizei scharf kritisiert. 
81) Frankfurter Rundschau vom 07.10.1993. 
82) Vgl. Eckert 1993. 
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gesucht werden, sondern setzen eine bestimmte politische Situation voraus. 
Im Zuge der sich entfaltenden Dynamik politischer Konflikte könnten 
polizeiliche Aktionen aber durchaus einen Beitrag leisten. Da ein "rechtes 
Gehabe", wie die Ergebnisse der Jugendforschung nahelegen, mehr aus einem 
jugendlichen Protestverhalten resultiert als aus gefestigter politischer 
Überzeugung, ist ein gewisses "Fingerspitzengefühl" der Polizei erforderlich. 
Vor vorschnellen Etikettierungen sollte sich die Polizei hüten.83) Sie sollte 
sich vielmehr um eine angemessene Beurteilung von Situation und Verhalten 
bemühen und dies bei der Aus- und Fortbildung berücksichtigen. 

Welch paradoxe Folgen polizeiliches Handeln haben kann, wird in der 
Literaltur am Beispiel der zunehmend brutaler werdenden Auseinanderset­
zungen der Hooligans diskutiert. Etwa nach dem Prinzip, nach dem die 
Kraft, die stets das Gute will, stets das Böse schafft, wird die zunehmende 
Brutalisierung wenigstens teilweise auf den immer perfekter werdenden 
Einsatz der Polizei bei Fußballspielen zurückgeführt. Dadurch, so wird 
behauptet, seien die Selbstregulierungsmechanismen der Fans zerstört 
worden.84) Da die "Lust an der Gewalt" aber vorhanden sei und zu ihrem 
Ausleben infolge der perfektionierten Polizeikontrollen nur wenig Zeit bleibt, 
greift man dort zum Messer, wo früher nur die Fäuste gesprochen 
hätten.85) Die Brutalisierung läßt sich nun aber nicht dadurch rückgängig 
machen, daß sich die Polizei wieder zurückzieht und das Feld den sich selbst 
regulierenden Kräften überläßt. Der Prozeß wird generell als irreversibel 
angesehen. 

Der Vorwurf, auf dem "rechten" Auge blind zu sein, beschränkt sich nicht 
allein auf das Verhalten der Polizei bei Einsätzen. Unterstellt wird der 
Polizei zudem eine offene Sympathie für rechtsradikale oder zumindest 
erzkonservative Positionen. Fremdenfeindlichkeit, rassistische Ideen, wenn 
nicht gar eine Verstrickung der Polizei mit der rechtsradikalen Szene werden 
vermutet, aber höchstens in Einzelfallen bestätigt. 86) Eine umfassende 
Untersuchung, die die Einstellungen der Polizei zu Ausländern und umge­
kehrt zum Gegenstand hat, ist in jüngster Zeit wohl nicht durchgeführt 

83) Vgl. Murck u. a. 1993, S. 33. 
84) Vgl. Wels / Alt / Gingeleit 1990, S. 626 f. 
85) Vgl. Buford 1992, S. 135. 
86) Vgl. Franzke 1993; Murck u. a. 1993, S. 15. 
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worden. Allerdings lassen sich, so manche Autoren, strukturelle Gründe 
aufzeigen, die eine gewisse Antihaltung von Polizisten Ausländern gegen­

über plausibel erscheinen lassen. 

An erster Stelle wären da die negativen Erfahrungen mit ausländischen 
Straffälligen, die Zunahme der Ausländerkriminalität und die Rolle der 
Ausländer in der Organisierten Kriminalität zu nennen. Die Polizisten 
haben es, laut Franzke, vor allem mit den Schattenseiten der multi­
kulturellen Gesellschaft zu tun. Hinzu kommen noch berufliche Unzufrieden­
heit, mangelhaftes Wissen über fremde Kulturen und wenig privater Kontakt 
mit "ganz normalen" Ausländern,87) 

10. Entwicklung eines Maßnahmenkatalogs zur Bekämpfung fremden­
feindlicher Gewalt 

Sowohl die Kritik von außen als auch die Ergebnisse der Untersuchungen 
sind in Kreisen der Polizei rezipiert und diskutiert worden,88) Von der 
Kommission Staatsschutz wurden die auf der gemeinsamen Sondersitzung 
der Innen- und Justizminister vom 17.10.91 erhobenen Forderungen, die 
Maßnahmen gegen fremdenfeindliche Gewalt betreffend, aufgegriffen. Eine 
ad-hoc gebildete Arbeitsgruppe entwickelte einen Maßnahmenkatalog, der 
von der Kommission Staatsschutz der AG Kripo vorgeschlagen wurde,89) 
Der Maßnahmenkatalog um faßt neben Vorschlägen zur Organisation, 
Kommunikation, Strategie / Polizeilogistik und -taktik auch Vorschläge zur 
Vorfeldaufklärung und Prävention. 

87) Vgl. Franzke 1993. 
88) Vgl. Murck u. a. 1993; Polizei-Fuhrungsakademie 1992. 
89) Vgl. dazu im einzelnen KIink 1992. 
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Übersicht 10.1: 

Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung 
fremdenfeindlicher Straftaten 

1. Einrichtung von Sonderkommissionen / Ermittlungsgruppen und 
Zusammenarbeit mit der Justiz mit dem Ziel der Verfahrens­
beschleunigung, 

2. Bereithalten von Verstärkungskräften an Brennpunkten und 
Einsatz von Spezialkräften zur Festnahme, Beweissicherung 
und Dokumentation, 

3. Vorfeldaufklärung, 

4. Polizeiliche Öffentlichkeitsarbeit mit dem Ziel der Deeskalierung, 

5. Öffentlichkeitsfahndung einschließlich Auslobung, 

6. Einberufung von anlaßbezogenen Arbeitstagungen, 

7. Benennung von Kontaktpersonen in den jeweiligen Unterkünften 
und Sensibilisierung der Nachbarschaft, 

8. Verbesserung der Kommunikationsmöglichkeiten zwischen 
Unterkünften und der Polizei, 

9. Verbesserung der materiellen Sicherheit der Unterkünfte 
(technische Prävention). 

Quelle: Klink 1992 

Um eine Bestandsaufnahme der Umsetzung dieses Maßnahmenkatalogs in 
den Ländern und der evtl. in eigener Zuständigkeit durchgeführten Projekte 
in bezug auf Ursachenforschung, polizeiliche Bekämpfungsstrategien und 
polizeiliche Prävention zu leisten, wurde von der kriminalistisch-
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kriminologischen Forschungsgruppe im BKA eine Länderanfrage an alle 
LKÄ gerichtet. 

Insbesondere sollte erfaßt werden, welche Länder in eigener Zuständigkeit 
Ursachenforschung betrieben und spezielle Arbeitsgruppen bzw. Sokos 
eingerichtet haben. Des weiteren galt es zu ermitteln, inwiefern polizeiliche 
Bekämpfungsstrategien weiterentwickelt und Präventionsmöglichkeiten 
erprobt oder durchgeführt worden sind. 

Auf die Anfrage wurde seitens der LKÄ ganz unterschiedlich reagiert 
(s. AnhangIÜbersicht A.3). Während zwei Länder (BY, HB) Fehlanzeige 
meldeten, andere "nur" zu einzelnen Punkten der Anfrage Angaben machen 
konnten (z. B. HH, RP, SL), legten einige ziemlich umfangreiche Programme 
vor (insbesondere BW, HE, NI, NW, SH, SN). Projekte im Bereich der 
Ursachenforschung, die sozusagen in Eigenregie durchgeführt worden sind, 
bilden allerdings die Ausnahme. Sieht man einmal von der Erstellung 
polizen.icher Lagebilder ab, so wurden nur in BW, NI, NW, SN und - wäh­
rend eines kürzeren Zeitraums in MV - weitergehende Untersuchungen in 
Angriff genommen. Demgegenüber stehen aber eine ganze Reihe von 
Auftragsprojekten und Projekten aus dem universitären Bereich, die von den 
einzelnen LKÄ erwähnt und teilweise auch unterstützt wurden bzw. werden. 
Angeführt wurden: 

Die Unterstützung der "Unabhängigen Kommission gegen Gewalt" in 
Berlin (BR) (s. dazu auch Weschke 1993), 

"Jugendarbeit gegen Rechtsextremismus" (Senatsverwaltung für 
Frauen, Jugend und Familie in Berlin, 1990) (BR), 

"Rechtsextremismus in Berlin 1990" (Zentralinstitut für sozialwissen­
schaftliche Forschung der PU Berlin) (BR), 

Die Trierer Studie von Willems, Würtz und Eckert (BW, RP), 

die vom Innenministerium NW in Auftrag gegebene Täterstudie an der 
Universität Bielefeld (Heitmeyer) (NW), 

die vom Institut für Publizistik an der Universität Mainz erstellte 
Studie "Verändern Schlüsselereignisse journalistische Selektions-
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kriterien? Die Berichterstattung über Anschläge gegen Ausländer und 
Asylanten" (Brosius) (RP), 

die Projektstudie der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung in 
Koblenz - FB Polizei - Projektgruppe 48 "Skinheads in der Region 
Trier" (RP), 

die Studie der Universität Köln (Friedrichs) zum Thema "Anomie­
Tendenzen und soziale Integration - Schleswig-Holstein im Vergleich" 
(SH), 

die an der Universität Jena (Kriminologie) durchgeführte Studie 
"Gruppengewalt Jugendlicher" (s. dazu auch Krtlup11993) (TH) und 

das Projekt an der Universität Jena (Sozialpsychologie) zur Gewalt 
unter Jugendlichen in Thüringen (TH). 

Wie ersichtlich finden sich in der Aufzählung einige Untersuchungen, die die 
Grundlage dieses Berichtes bilden und auf die oben bereits ausführlich 
eingegangen worden ist (z. B. Trierer Studie, Bielefelder Jugendforschung; 
s. auch Anhang / Übersicht A.2). 

11. Polizeiliche Analysen Wld Dokumentationen fremdenfeindlicher­
Straftaten Wld -täter 

Im Hinblick auf Eigenprojekte der Polizei und des Verfassungsschutzes 
lassen sich fünf Arbeiten erwähnen. Das LKA Baden-Würltemberg hat 
gemeinsam mit dem LfV ein Lagebild zum Thema "Rechtsex -
tremismuslFremdenfeindlichkeit" erarbeitet und darüber hinaus die im 
Zeitraum vom 01.01.91 bis 30.09.92 geklärten Fälle und die Unterlagen zu 
298 ermittelten Tätern ausgewertet. Die Ergebnisse bezüglich der Alters­
verteilung, Ausbildung und Bildung der Tatverdächtigen weichen von denen 
der Trierer Studie nur geringfiigig ab, was angesichts der Tatsache, daß 
diese Daten in die Trierer Studie eingeflossen sind, nicht verwundert. Um so 
mehr überrascht es jedoch, daß zwischen der Trierer Studie und der baden­
WÜfttembergischen Untersuchung gewisse Differenzen bezüglich der 
Zugehörigkeit der Tatverdächtigen zu rechtsextremen Organisationen und zu 
den Skinheads I Hooligans bestehen: rechtsextreme Gruppen: 3 % (BW), 
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25,2 % (Trier); Skinheads / Hooligans: 29,2 % (BW), 37,9 % (Trier). 
Einiges deutet jedoch darauf hin, daß es sich bei der Differenz um ein 
Erfassungsartefakt handelt. 

Das LKA Niedersachsen berichtet von einem Projekt, das 1987 in Braun­
schweig durchgeführt wurde und eine Analyse der örtlichen Skinheadszene 
zum Gegenstand hatte. Das Projekt wurde aber nicht mehr weiter verfolgt, da 
sich die örtliche Skinheadszene mehr oder weniger aufgelöst hat. Als 
wichtige Faktoren, die einen Beitrag bei der Eingrenzung und Auflösung der 
Skinheadszene geleistet haben, werden u. a. die ständige Aufklärung, die 
ständige Aktualisierung des Lagebildes, Erhebungen zur Gruppenstruktur, 
konkrete Erfassung aller Einzelpersonen, verstärkte Polizeipräsenz an 
Brennpunkten und Trefforten sowie konsequentes Auftreten der Polizei bei 
gleichzeitiger Großzügigkeit im Einzelfall genannt. Besonders hervorgehoben 
wird, daß die Betroffenen stets "ernstgenommen und mit einer alters­
entsprechenden Sachlichkeit behandelt" worden sind. 

Von einer Arbeitsgruppe des LKA Mecldenburg-Vorpommem ("Gewalt­
bereite Gruppierungen") wurde eine Analyse der Gruppengewaltkriminalität 
in MV im Jahr 1991 vorgelegt. Laut dieser Untersuchung wurden 1991 in 
MV insgesamt 188 Gewaltstraftaten durch Gruppen begangen, wobei sich 
die Straftaten auf die Bereiche der Polizei direktionen Neubrandenburg und 
Schwerin konzentrierten. Von den 188 Straftaten richteten sich 69 gegen 
Objekte, und zwar schwerpunktmäßig gegen Wohnunterkünfte von 
Asylbewerbern und Ausländern; 169 Straftaten hatten Personen zum Ziel. 
Hauptsächlich wurden normale Bürger onne spezifische Besonderheiten 
angegriffen. Ein Viertel der angegriffenen Personen waren Ausländer. 
Fremdenfeindlichkeit spielte in 21,3 % aller untersuchten Straftaten eine 
Rolle. Bei 13,8 % wurde als Triebfeder für die Straftat ein rechtes Motiva­
tionsmuster angenommen. 

Eine informative Zusammenfassung der bis Ende 1992 als Reaktion auf die 
Zunahme fremdenfeindlicher Straftaten durchgeführten Maßnahmen und 
Aktionen bietet der Bericht der AG "Präventabilität fremdenfeindlicher 
Straftaten - täterorientiert", die beim LKA Nordrhein-Westfalen gebildet 
wurde. Die AG setzt sich dabei das Ziel, die bereits 1992 von der bundeswei­
ten KVK-AG erarbeiteten Grundsatzempfehlungen für den materiellen 
Objektschutz um ein täterbezogenes Wissen zu erweitern ("Basisdaten"). 
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Dieses Wissen soll gewissermaßen als Grundlage für ein noch zu erarbeiten­
des täterorientiertes Konzept zur Prävention fremdenfeindlicher Straftaten 
dienen. Da der Deliktsbereich "Gewalt gegen Personen" im Rahmen des 
Gesamtkonzepts der KVK zum Aufgabengebiet des LKA Nord­
rhein-Westfalen gehört, wurde die Arbeitsgruppe auch diesem zugeordnet. 

Der Schwerpunkt des von der AG vorgelegten Berichts (1993) liegt, den 
Zielvorstellungen entsprechend, auf dem Bereich der Prävention. In den drei 
vorangehenden Kapiteln behandeln die Autoren die vom BKA (Abt. Staats­
schutz) und vom Verfassungsschutz herausgegebenen Lagebilder (S. 8 - 18), 
die gesellschaftlichen Reaktionen (Polizei, Politik, Justiz, Jugendhilfe, 
Gesellschaft und Ausland; S. 19 - 32) sowie kriminologische Befunde und 
Erklärungen zur Fremdenfeindlichkeit (S. 33 - 36), die zum einen an 
Heitmeyers Überlegungen, zum anderen an die Kontrolltheorie in der 
Version von Hirschi (1969) anknüpfen. Im Teil über präventive Maßnah­
men (S. 37 - 54) werden einzelne Projekte kurz vorgestellt. Dabei reicht das 
Spektrum von der Einführung von Sokos (z. B. Soko REX in Sachsen) bis 
zur Einrichtung kriminalpräventiver Räte in Schleswig-Holstein und der 
Mitwirkung von Polizeibeamten am Schulunterricht (z. B. in Hamburg). 

In ihren Empfehlungen unterscheiden die Autoren zwischen drei Zeit­
perspektiven (S. 56 - 59). Im Hinblick auf kurzfristige präventive Maßnah­
men sehen sie für die Polizei nur geringe Handlungsmöglichkeiten. Hier 
scheinen ihnen andere Institutionen (z. B. Jugendamt) gefordert. Mittel- und 
vor allem langfristig schätzen sie die Möglichkeiten der Polizei aber 
positiver ein. So wird mittelfristig die Einrichtung von Koordinierungsstellen 
auf Landes- und Bundesebene empfohlen, die als Info-Poole dienen können, 
in denen Erfahrungen mit einzelnen Projekten gesammelt werden. Langfristig 
wird an die Bildung von Präventionsgremien auf Bundes-, Landes- und 
kornrnunaler Ebene gedacht. 

Die vom LKA Sachsen erstellte Dokumentation gleicht im wesentlichen der 
baden-württembergischen Untersuchung. Allerdings erhebt sie nicht, wie der 
sächsische Innenminister Eggert in seinem Vorwort schreibt, den Anspurch 
einer wissenschaftlichen Analyse, sondern sollte als Ergebnis "krimi­
nalistischer, akribischer Arbeit" gewertet werden. Die Ergebnisse ordnen sich 
in das bereits beschriebene Bild ein. 
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Der Skinhead-Anteil an den Tatverdächtigen fremdenfeindlicher Straftaten 
beträgt beispielsweise - wiederum ähnlich wie in Baden-WÜftteberg -
ca. 30 %. 

12. Die Einrichtung von Sonderkommissionen zur Bekämpfung 
fremdenfeindlicher Gewalt 

Arbeitsgruppen, Sonderkommissionen und spezielle Ermittlungsgruppen 
scheinen bisher noch nicht in allen Ländern eingerichtet worden zu sein. In 
Brandenburg wurde mit der Soko REGA eine dezentrale Einrichtung 
geschaffen (Er I aß vom 04 .11. 92). 

In Berlin wurde beim polizeilichen Staatsschutz zum 02.12.92 das Sachge­
biet "Politisch motivierte Straßengewalt" eingerichtet. Neben qualifizierter 
Sachbearbeitung, Aufklärung der rechten Szene, Kontaktaufnahme zu den 
Ämtern und Betreibern von Ausländerunterkünften, zählen auch präventive 
polizeiliche Maßnahmen, Lagebilderstellung sowie gezielte Öffentlichkeits­
arbeit zu den Aufgaben der Einrichtung. 

In Baden-Württemberg wurde mit Wirkung vom 15.10.92 beim Verfassungs­
schutz ein neues Teilreferat "Rechtsterrorismus" eingerichtet. Bereits im 
Oktober 1991 hatte man bei der Polizei in Baden-WÜfttemberg zahlreiche 
Maßnahmen zur vorbeugenden Bekämpfung fremdenfeindlicher Straftaten 
getroffen, darunter auch die Einrichtung örtlicher Sonderkommis­
sionen / Ermittlungsgruppen. Das LKA Baden-WÜfttemberg beteiligt sich 
ferner an der von der Kommission Staatsschutz eingesetzten Arbeitsgruppe 
(Sitzung der K-ST vom 21. /22.10.92). 

Hessen hat bisher auf die Bildung von ständigen Arbeitsgruppen verzichtet. 
Sokos und Ermittlungsgruppen werden anlaßbezogen eingerichtet. 

In Meckienburg-Vorpommem dagegen wurde Ende 1992 die Soko EXTREM 
beim LKA geschaffen. Mecklenburg-Vorpommern hat im Zusammenhang 
mit der AG "Gewaltbereite Gruppierungen", die in den fünf neuen Bundes­
ländern entstand, eine eigene landesweite AG desselben Namens ins Leben 
gerufen (seit Oktober 1991). 
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Sonderkommissionen oder Ermittlungsgruppen auf Landesebene wurden in 
Niedersachsen nicht gebildet, wohl aber wird von einer AG "Verhütung und 
Verfolgung fremdenfeindlicher Straftaten" bei der KPI in Osnabrück (seit 
24.06.93) berichtet. 

Neben der bereits vorgestellten AG "Präventabilität" wurden mit dem Erlaß 
vom 01.10.92 in Nordrhein-Westfalen Ermittlungsgruppen "Fremdenfeindli­
che Straftaten" (EG FFS) geschaffen. Ebenso in Rheinland-Pfalz, wo 
sowohl beim LKA als auch in den Polizeipräsidien feste Arbeitsgruppen 
installiert wurden. 

Ermittlungsgruppen wurden in Schleswig-Holstein aus unterschiedlichen 
Anlässen gebildet: In Lübeck und Kiel die EG "Jugendgruppengewalt", dazu 
in Flensburg, Itzehoe und den beiden bereits genannten Städten die EG 
"Bekämpfung fremdenfeindlicher Straftaten ". 

Sachsen hatte schon im Juli 1991 beim LKA die Soko REX eingerichtet90), 

die gewissermaßen als Vorbild für die Einrichtung von Sokos in anderen 
Bundesländern gewirkt hat, so auch im Saarland, wo eine Soko REX im 
September 1992 geschaffen wurde. 

In Sachsen-Anhalt wurden bisher neben einer lokalen Soko nur anlaß­
bezogene Ermittlungsgruppen eingesetzt. 

In Thüringen existiert seit 1992 ein interministerieller Arbeitskreis "Gewalt", 
an dem neben dem Innenministerium noch das Kultus- und Justizministerium 
sowie das Ministerium für Soziales und Gesundheit beteiligt sind. Das LKA 
arbeitet im Arbeitskreis "Gewaltfreies Thüringen" (seit November 1991) und 
in dessen Untergruppe "Fremden feindlichkeit" mit. 

Was die Entwicklung polizeilicher Bekämpfungsstrategien anbelangt, 
wurden detaillierte Angaben nur von den LKÄ Baden-Württemberg und 
Hessen gemacht, die anderen beschränkten sich im großen und ganzen auf 
die Wiederholung einzelner, im Maßnahmenkatalog dargelegter Punkte. In 
bezug auf das Sammeln und Verwerten von Informationen zum Thema 
"Fremdenfeindlicher Straftaten" läßt sich hervorheben, daß nur einige 

90) Zur Soko Rex in Sachsen ausführlich Raisch 1994. 
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Bundesländer eine NASISTE eingerichtet haben. Die Erstellung spezieller 
Dateiien zu fremdenfeindlichen Straftätern wurde ebenfalls nur von einigen 
Bundesländern gemeldet. 

In organisatorischer Hinsicht verdient die Gründung einer Informations­
gruppe (IGR) zur Beobachtung und zur Bekämpfung rechtsextremisti­
scher / -terroristischer, insbesondere fremdenfeindlicher Gewaltakte beson­
dere Beachtung. Ziel der Gruppe ist es, den Erkenntnisaustausch zwischen 
Polizei, Justiz und Verfassungsschutz zu intensivieren und das vorhandene 
Bekämpfungsinstrumentarium optimal einzusetzen. Die bundesweit durchge­
führten Aktionen gegen die Vertreib er von Skinhead-Musik ("Aktion 
Notenschlüssel") und gegen die Hersteller und Vertreiber von Fanzines 
("Akltion Druckstock") im Jahr 1993 gehen auf die Initiative der Gruppe 
zurück. 

13. Polizei und Prävention fremdenfeindlicher Straftaten 

Neben Ursachenforschung und polizeilichen Bekämpfungsstrategien galt das 
Interesse bei der LKA-Anfrage der polizeilichen Prävention. Polizeiliche 
Prävention, das wird mittlerweile von fast allen Experten so gesehen, bildet 
nur einen Mosaikstein in einem facettenreichen Gesamtbild. Erfolgreich kann 
sie nur sein, wenn sie - wie Kerner dies in einer Rede anläßlich des vierzig­
jährigen Jubiläums des LKA Baden-Württemberg formuliert hat - auch die 
Sozialpolitik mit ihren Zielvorstellungen beeinflußt und gleichzeitig bestrebt 
ist, strategische Lösungen ressortübergreifend zu verwirklichen.91 ) Dies 
bedeutet aber, Prävention als "gesamtgesellschaftliche Aufgabe" zu begrei­
fen.92) 

Gemäß der von Kube getroffenen Einteilung in pnmare, sekundäre und 
tertiäre Prävention, lassen sich unterschiedliche präventive Einflußmöglich­
keiten der Polizei differenzieren.93) Im Rahmen primärer Prävention verfügt 
die Polizei über ein relativ geringes direktes, wohl aber über ein beträchtli­
ches indirektes, d. h. ein über andere Instanzen der sozialen Kontrolle 

91) Vgl. Burghard 1993, S. 109. 

92) Vgl. Murck u.a. 1993, S. 30. 

93) V gl. Kube 1987. 
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vermitteltes Einflußpotential. Als zentrale polizeiliche Präventionsart kann 
aber wohl die sekundäre Prävention gelten. Über gezielte Maßnahmen 
sowohl in sicherheitstechnischer und baulicher Hinsicht als auch im 
Hinblick auf verstärkte Polizeipräsenz und Fahndungsmethoden kann die 
Tatgelegenheitsstruktur verändert und dadurch das Entdeckungsrisiko des 
Täters z. T. erheblich erhöht werden. Bei der tertiären Prävention dürfte 
wiederum eher von einem indirekten Einfluß der Polizei auszugehen sein. 

Die im Maßnahmenkatalog vorgeschlagenen präventiven Maßnahmen haben 
demzufolge im wesentlichen Schritte zur Veränderung der Tatgelegenheits­
struktur zum Gegenstand, was auch der spontanen Entstehung fremdenfeind­
licher Straftaten angemessen erscheint (z. B. technische Prävention, 

. Verbesserung der Kontaktrnöglichkeiten zwischen Asylantenunterkünften 
und der Polizei, Sensibilisierung der Nachbarschaft). Gleichzeitig beziehen 
sie aber auch die polizeiliche Öffentlichkeitsarbeit mit ein, und zwar nicht 
nur in bezug auf eine abschreckende Wirkung durch schnellen Fahndungser­
folg, sondern auch im Hinblick auf eine erzieherische Wirkung bei Jugend­
lichen und Heranwachsenden. 

Hinsichtlich primärer Prävention dürfte der letzteren Form von Öffentlich­
keitsarbeit eine wichtige Funktion zukommen. Durch ihr immenses informa­
tionelles Know-how ist die Polizei in der Lage, gewisse Fehlentwicklungen 
bzw. Gefahrdungen in der Gesellschaft frühzeitig zu erkennen und Möglich­
keiten der Einflußnahme zu benennen.94) Bei der Umsetzung ihrer Erkennt­
nisse bleibt sie dann allerdings auf die Bereitschaft anderer Institutionen 
- und nicht zuletzt der Bürger selbst - angewiesen. Diese müssen das 
Know-how "annehmen" und sinnvoll anwenden. Dem Verhältnis von Bürger 
und Polizei auf der einen und von Polizei und sonstigen Institutionen der 
Sozialkontrolle auf der anderen Seite kommt deshalb nicht zuletzt unter 
dem Gesichtspunkt primärer Prävention ein zentraler Stellenwert zu. 

Die Bemühungen der Polizei, den Bürger und die anderen Institutionen in 
ein präventives Konzept einzubinden, sind daher klar erkennbar. Dies 
verdeutlicht nicht nur die Einrichtung eines "Rats für Kriminalitäts-

94) Vgl. Murck U.a. 1993, S. 31. 
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verhütung" in Schleswig-Holstein95), sondern auch das Bestreben der 
Polizei nach "Bürgernähe", wie sie im Zusammenhang mit dem Konzept des 
"community policing" diskutiert wird.96) 

"Bürgernähe" und "Schaffung eines informationellen Know-hows" bilden 
gewissermaßen zwei Pole polizeilichen Handeins. Zum einen gilt die Polizei 
als die Institution, die Daten zur Kriminalitätsentwicklung sammelt, analy­
siert und verwaltet, und die - auf diesen Daten aufbauend - einen gewaltigen 
Informationsvorsprung erhält, der es ihr ermöglicht, als Experte und 
Ratgeber aufzutreten. Ihr "Erkenntnisprivileg" (Herold) hat aber auch zur 
Folge, daß die Datenanalyse und -verwaltung einen immer breiteren Raum in 
der polizeilichen Arbeit einnehmen, mit der Gefahr, Orwellsche Szenarien 
im Bewußtsein der Bürger zu wecken und den Polizeibeamten mit dem 
Sammeln und Verwalten von Informationen zu überlasten. Der unmittelbare 
Kontakt zum Bürger kann 'damit ins Hintertreffen geraten. Zum anderen aber 
muß die Polizei, will sie präventiv tätig sein, Teile ihres "präventiven 
Wissens" an die Bürger weitergeben. Nur so bleibt es in einer demokratisch 
verfaßten Gesellschaft nicht steril. Der Trend zur zunehmenden Verarbei­
tung von Informationen, wie er sich ja in der Gesellschaft generell zeigt, 
und zu einer bürgernahen Polizei" bzw. zu einer "gemeindeorientierten 
Polizeiarbeit", bedingen sich sozusagen gegenseitig. 

Diese Doppelseitigkeit läßt sich auch aus den Antworten der LKÄ zur 
Prävention herauslesen. Unter die Maßnahmen zur primären Prävention 
fallen neben Vorträgen an Schulen, die Erstellung und Verteilung von 
Informationsblättern und Broschüren (explizit erwähnt von den LKÄ BW, 
HE, HH, NW, SH,. SN) auch die Beteiligung an Ausstellungen (geplant 
vom LKA TH für 1994) und an Runden Tischen sowie an kommunalen 
Gesprächskreisen (explizit erwähnt von den LKÄ BB, BW, HE, NW, SH, 

SN, TH). Besonders hervorgehoben zu werden verdient nochmals die 
Schaffung "Kommunaler Räte für Kriminalitätsverhütung" in Schleswig­
Holstein und die Zusammenarbeit von Polizei und Streetworkern in 
Stuttgart sowie die Arbeit der AG "Präventabilität". In Schleswig-Holstein 
werden derzeit zudem Lehrpläne für Haupt- und Realschulen erstellt, die 

95) Vgl. Koetzsche 1992; Hunsicker 1993. 
96) V gl. Lee-Sammons / Stock 1993. 
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kriminalpräventive Themen zum Gegenstand haben. 1994 sollen diese an 
ausgewählten Schulen umgesetzt werden. Außerdem wird ein Modellprojekt 
vernetzter Jugendsozialarbeit entwickelt, das 1994 in Kiel, Lübeck und im 
Kreis Herzogtum Lauenburg durchgeführt werden soll. 

Eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit, wie im Maßnahmenkatalog dargelegt, 
dürfte sowohl unter primär-, als auch unter sekundärpräventiven Gesichts­
punkten von Bedeutung sein und wird auch von den meisten LKÄ 
ausdrücklich genannt (BB, BR, BW, HE, NW, RP, SH, SN, TH). 

Wo bei der Rückmeldung eine detailliertere Beschreibung präventiver 
Maßnahmen erfolgte, wurde im präventiven Bereich vor allem auf Maßnah­
m:en zur technischen Sicherheit von Fremdunterkünften, auf eine verstärkte 
Überwachung derselben und auf eine Verbesserung der Kommunikation 
zwischen Betreibern von Fremdunterkünften und der Polizei verwiesen (z. B. 
HE). Wie aus dem Bericht AG "Präventabilität" zu ersehen ist, wurden von 
der KVK "Grundsatzempfehlungen für den materiellen Objektschutz von 
Fremdunterkünften" erstellt, auf die Bezug genommen werden konnte.97) 

Angaben, die sich dem Bereich der tertiären Prävention zuordnen lassen, 
finden in den Antworten der LKÄ kaum Erwähnung, sieht man einmal von 
der gelegentlich angeführten pauschalen Bemerkung ab, daß man fremden­
feindliche Straftäter nicht gänzlich aus der Gesellschaft ausgrenzen sollte. 

Da tertiäre Prävention von ihrem Ansatz her darauf abzielt, Straftätern 
durch sachgerechte Reaktionen von seiten des Staates und der Gesellschaft 
zu helfen, künftig ein Leben in sozialer Verantwortung ohne Straftaten zu 
führen, sind hier wiederum weniger die Polizei als die mit der sozialen 
Arbeit Betrauten gefragt. Wie schwer sich aber die Sozialarbeit, insbesonde­
re die Sozialarbeiter, gerade mit "rechten" Jugendlichen getan hat, wird 
deutlich, wenn man die Berichte der in diesem Bereich engagierten, eher 
"links" orientierten Sozialarbeiter liest.98) Mittlerweile ist das Problem 
"rechter", gewaltbereiter Jugendlicher verstärkt in das Blickfeld 
sozialpädagogischer Aufmerksamkeit gerückt. Im September 1992 wurde in 
Bremen eine erste bundesdeutsche Fachtagung von Praktikerinnen und 

97) Vgl. AG Praventabilität 1993, S. 43. 
98) Vgl. Farin / Seidel-Pi elen 1989; Heil u. a. 1993. 
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Praktikern in diesem neuen Handlungsfeld veranstaltet, auf der eine Reihe 
von Projekten vorgestellt und Erfahrungen ausgetauscht werden konnten.99) 

14. Fremdenfeindliche Straftaten Wld die Rolle der Medien 

Bei den bisherigen Betrachtungen wurde ein Bereich weitgehend vernachläs­
sigt, dem im Zusammenhang mit der Gewaltproblematik in der öffentlichen 
Diskussion eine ganz erhebliche Bedeutung beigemessen wird, nämlich die 
Rolle der Medien. Angesichts einer sich im Zuge der technologisch-elektroni­
schen Revolution der letzten· Jahre dramatisch verändernden Medien­
landschaft stellen sich bekannte Fragen der Medienwirkungsforschung in 
einem neuen Licht. Dabei ist die Gefahr, den Medien generell den "Schwar­
zen Peter" für viele mißliebige gesellschaftliche Erscheinungen zuschieben 
zu wollen, relativ groß. Medienschelte ist en vogue, und es fällt nicht leicht, 
im Rahmen einer oft sehr emotional geführten Kontroverse, einen nüchter­
nen, sachlichen Blick zu bewahren. 

Hinzu kommt, daß die zahlreichen Befunde der Medienwirkungsforschung 
mit zu einer gewissen Unsicherheit bei der Bewertung der Rolle der Medien 
beitragen. Zwar gibt es kaum ein Gebiet sozialwissenschaftlicher Forschung, 
auf dem mehr geforscht worden wäre, doch lassen die bisherigen Ergebnisse 
nicht nur viele Fragen offen, sondern sie widersprechen sich teilweise sogar. 

Einen zusammenfassenden Überblick über die Befunde zum Zusammenhang 
von Gewaltanwendung und Medieninhalten bietet das von Kepplinger und 
Dahlem für die Gewaltkommission erstellte Sondergutachten (1990). In 
diesem werden nicht nur wichtige Unterscheidungen, wie die zwischen 
fiktionaler und realer Gewalt getroffen, sondern auch neben verschiedenen 
Wirkungs modellen die wichtigsten Wirkungstheorien (Trieb-, Lern-, Erre­
gungs-, Konflikt- und Feedback-Theorien) skizziert. In ihrem Resümee ziehen 
die Autoren den Schluß, daß bisher keine befriedigende Aussage über das 
Verhältnis von Medieninhalten und Gewaltanwendung möglich erscheint. 
Deshalb stehen im Rahmen ihrer Forderungen an die zukünftige Forschung 
auch quantitative Inhaltsanalysen der Darstellung realer Gewalt an erster 

99) Vgl. Krafeld 1993. 
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Stelle.100) Außerdem scheuen sie sich nicht, die bisherigen Befunde in eine 
Richtung zu interpretieren, die eine Selbstbeschränkung von Journalisten 
nahelegt. 

In einem historischen Rekurs über die Entwicklung der Me­
dienwirkungsforschung hat schon vor etlichen Jahren Mannheim in seiner 
"Vergleichenden Kriminologie" (1974) verschiedene Stadien der kriminologi­
schen Beurteilung von Medienwirkungen aufgezeigt.10l) Während zu Beginn 
des Jahrhunderts, l.aut Mannheim, die meisten Autoren den Comics, der 
Presse und dem Kino die Schuld an einem großen Teil der Jugendkriminali­
tät gaben und von einer Theorie der Nachahmung ausgingen, änderte sich 
dies nach dem Ende des Ersten Weltkrieges. Für eine gewisse Zeit trat der 
Gedanke des "Sicherheitsventils" bzw. des "Ersatzvergnügens" in den 
Vordergrund, der besagt, daß der Konsum gewalttätiger Darstellungen eine 
Art "reinigende Wirkung" im Sinne von Katharsis haben soll. In dem sich 
daran anschließenden dritten Stadium, das vor allem durch das Auf-den­
Plan-treten von Soziologen und Sozialpsychologen auf der theoretischen 
und durch die Entwicklung des Fernsehens auf der praktischen Seite 
charakterisiert werden kann, relativierten sich die beiden Ansichten. Man 
ging jetzt davon aus, daß die gewalttätigen Darstellungen in den Medien 
zwar nicht gerade als Ursache, wohl aber als auslösender Faktor von 
Gewalttaten Relevanz besaß. 

Im Grunde hat sich an diesen Ansichten bis heute nichts Grundlegendes 
geändert. Nach wie vor lassen sich auch in jüngerer Zeit Phasen erkennen, 
in denen die Mehrheit der Experten stärker zur einen oder anderen Richtung 
neigt. Im wesentlichen sind es vier Hypothesen, die das Feld der Medien­
wirkungsdiskussion abstecken. Erstens, die Katharsishypothese, derzufolge 
der Konsum von Gewaltdarstellungen eine reinigende Wirkung erzeugt, 
zweitens, die Simulationshypothese, die einen Nachahmungseffekt bzw. eine 
Verstärkung des aggressiven Verhaltens postuliert, drittens, die 
Habitualisierungshypothese, bei der angenommen wird, daß durch häufiges 
Betrachten von Gewaltdarstellungen ein Gewöhnungseffekt und eine 

100) Vgl. Kepplinger / Dahlem 1990, S. 39l. 
101) Vgl. Mannheim 1974, S. 722 f. 
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gewisse Desensibilisierung für die Gefühle anderer eintritt, und viertens, die 
Nullhypothese, bei der Wirkungslosigkeit unterstellt wird.102) 

In Deutschland dürfte mittlerweile die Mehrheit der Experten einer "Doppel­
ten-Dosis-These" das Wort reden.1 03) "Doppelte Dosis" meint dabei, daß das 
Zusammenwirken von realer Gewalt, die ein Kind als Opfer oder Zeuge in 
der Familie erlebt, mit dem zusätzlichen Konsum alltäglicher Fernseh- und 
Videogewalt eine schädliche Wirkung dahingehend zeitigt, daß die Welt 
insgesamt als gewaltträchtig erfahren und gesehen und demzufolge Gewalt 
als normales Konfliktlösungsmittel betrachtet wird. Die Medien allein 
machen, dieser Ansicht zufolge, nicht kriminell. 

Fragil man nach dem Grund der teilweise differierenden Ansichten der 
Experten, so genügt es nicht, allein auf die unterschiedlichen Befunde 
empirischer Untersuchungen zu verweisen. Zusätzlich wird man fragen 
müssen, worauf diese unterschiedlichen Befunde zurückgeführt werden 
können. Abgesehen von bestimmten politischen und wirtschaftlichen 
Interessen, die die Fragestellung einer Untersuchung auch bei aller Objekti­
vität des wissenschaftlichen Verfahrens beeinflussen, konnte auch die 
Abhängigkeit der Ergebnisse vom Forschungsdesign festgestellt werden. In 
einer Meta-Analyse von 67 Untersuchungen hat beispielsweise Andison 
1977 nachgewiesen, daß positive Ergebnisse - Ergebnisse, die einen Zusam­
menhang von Mediengewalt und Aggresivität bestätigen - in Laborexpe­
rimenten wesentlich wahrscheinlicher sind als in realistischen Feld­
untersuchungen.104) Daneben spielt die den Untersuchungen zugrundegelegte 
Zeitperspektive eine wesentliche Rolle. Es macht einen beträchtlichen 
Unterschied aus, ob das Verhalten unmittelbar nach dem Medienkonsum 
untersucht oder ob das Augenmerk auf langfristige kumulative Effekte des 
Konsums von Gewaltdarstellungen auf die Persönlichkeit und die Wert­
orientierungen einer Person gerichtet wird. Letzterer Betrachtung sollte die 
eigentliche Aufmerksamkeit der Forscher gelten, doch würde diese wesent­
lich aufwendigere Langzeitstudien notwendig machen. 105) 

102) Vgl. Haase 1984, S. 20 f. 
103) Vgl. Selg 1993, S. 113. 
104) Zit. nach Haase 1984, S. 20. 
105) Vgl. auch Kaiser 1987, S. 75 f. 
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Zu diesen forschungsinternen Faktoren kommen noch äußere, den 
Forschungsgegenstand selbst verändernde bzw. die Sichtweise bezüglich des 
Forschungsgegenstandes maßgeblich beeinflussende Faktoren und Ereignisse 
hinzu. Zu nennen wäre dabei an erster Stelle der technologische Fortschritt, 
der uns nicht nur in quantitativer Hinsicht ein immenses Medienangebot 
beschert hat, sondern vor allem auch eine neue Qualität darstellerischer 
Perfektion und technischer Effekte. Obwohl frühzeitig davor gewarnt 
worden war, daß eine Verflachung von Emotionen eintreten werde, wenn 
der gesamte Bereich von Furcht und Mitleid an zwei, drei Abenden in der 
Woche durchlaufen werden kann, wie es Lord Radcliffe schon in den 50er 
Jahren ausdrücktel06), haben wohl nur wenige vorausgesehen, zu welcher 
Perfektion der Darstellung die technologische Revolution führen würde. 
Welche Schwierigkeiten mögen Kinder heute bei der Bestimmung der Grenze 
zwischen Realität und Fiktion haben, wenn sie in technisch perfekt 
gestalteten interaktiven Videospielen zum Herrn über Leben und Tod ihrer 
lebensnah dargestellten "Bildschirm-Gegenspieler" gemacht werden, oder 
wenn sie in frühen Jahren schon Zugang zu Horrorvideos erhalten, die die 
ganzen Scheußlichkeiten, zu denen eine perverse menschliche Phantasie 
fahig ist, in eindrücklichen Bildern präsentieren 11 07) 

Zu den die Sichtweise der Experten stark beeinflussenden Ereignissen gehört 
zweifellos der Fall des kleinen farnes Bulger, der 1993 nicht nur in 
England für großes Aufsehen gesorgt hat. 1 08) Die grausame Ermordung des 
zweijährigen Jungen durch zwei zehnjährige Buben hat nicht nur weltweites 
Erschrecken hervorgerufen, sondern auch dazu geführt, daß zumindest in 
Großbritannien in Wissenschaftlerkreisen über den Zusammenhang von 
Horrorvideos und Gewalttaten neu nachgedacht wird,l09) Zwar konnte im 
Strafprozeß nicht nachgewiesen werden, daß die beiden jungen Täter durch 
Horrorvideos konkret beeinflußt worden sind, doch gibt die Tatsache zu 
denken, daß der Vater eines der bei den Jungen während eines Jahres 440 

106) Vgl. Mannheim 1974, S. 515 f. 
107) Zum Konsum von Horrorvideos von Kindern und Jugendlichen vgl. 

Brosius I Schmitt 1990. 
108) Vgl. Die Zeit vom 03.12.93. 
109) Vgl. Driscoll in The Sunday Times vom 03.04.1994. 
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Videos für Erwachsene ausgeliehen hat, darunter den berüchtigten Streifen 
"Child's Play 3")10) 

In bezug auf das Begehen fremden feindlicher Straftaten bzw. die Anwen­
dung fremden feindlicher Gewalt gewinnen die bisher angeführten Betrach­
tungen insofern Bedeutung, als sie den Hintergrund für die allgemeine 
Diskussion der Gewaltproblematik bilden. Die eigentliche Diskussion über 
den Zusammenhang von Medien und fremdenfeindlicher Gewalt ist aber 
etwas anders gelagert, hat andere Schwerpunkte. 

Zum einen handelt es sich dabei um die Frage, ob die Berichterstattung in 
den Medien eine, wie oben erwähnte, "Ansteckungswirkung" besitzt und 
deshalb den Medien beim Zustandekommen fremdenfeindlicher Straftaten 
eine gewisse "Mitschuld" zukommt, zum anderen um die Frage, ob bestimmte 
Schlüsselereignisse, wie Hoyerswerda, Rostock, Mölln und Solingen, die 
Wahrnehmung der Journalisten und Berichterstatter dergestalt prägen, daß 
dadurch ein Rahmen erzeugt wird, der gewissermaßen die Folie für die 
weitere Berichterstattung liefert. 

Ein Blick auf die quantitative Entwicklung fremden feindlicher Straftaten seit 
1991 (s.o. Schaubild 1.1) läßt eine "Ansteckungswirkung" plausibel 
erscheinen. Immer nach sogenannten Schlüsselereignissen (Hoyerswerda, 
Rostock, Mölln, Solingen) stieg die Zahl fremdenfeindlicher Straftaten 
erheblich an, eine Erscheinung, die auch bei anderen Formen abweichenden 
Verhaltens beobachtet werden kann. In der Suizidforschung beispielsweise 
wird in Erinnerung an die auf das Erscheinen von Goethes "Werther" 
(1774) ausgelöste Selbstmordwelle gelegentlich auch von einem "Werther­
Effekt" gesprochen. 

Von sozialpsychologischer Seite her ist mittlerweile versucht worden, den 
wellenförmigen Verlauf fremdenfeindlicher Straftaten mit Hilfe eines 
Attitüden- und Schwellenwertmodells zu erklären. lI !) Die theoretischen 
Grundlagen der Modelle bilden zum einen die Überlegungen Ajzens und 
Fishbeins (Attitüdenmodell), zum anderen die Prämissen der 

110) V gl. ebd. 
111) Vgl. Lüdemann 1992. 
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Rational-Choice-Theorie, wie sie vor allem aus den Wirtschaftswissenschaf­
ten bekannt sind. 

Nach Ajzen und Fishbein hängt - stark verkürzt - die Einstellung einer 
Person gegenüber einem Sachverhalt (z.B. "Ausländer") davon ab, welche 

Annahmen die Person bezüglich der Attribute des Sachverhalts macht.112) 

Da die Attribute dem "Objekt" mit einer bestimmten subjektiven Wahrschein­

lichkeit zugeschrieben werden, läßt sich die Einstellung als Saldo der 

negativen versus positiven Zu schreibungen begreifen. Negative Einstellungen 
können ihren Ausdruck in gewalttätigen Aktionen dann finden, wenn die 

subjektiv empfundenen Belohnungserwartungen, die ebenfalls subjektiv 

eingeschätzten Sanktionsrisiken übertreffen. 

Ähnlich bilanzierend verfährt auch das auf der Rational-Choice-Theorie 
basierende Schwellenwertmodell. Die Wahrscheinlichkeit einer Handlung 
wird - gemäß der Vorstellung vom Homo oeconomicus - von der Abwägung 
des subjektiv empfundenen Nutzens versus Kosten bestimmt. Wurde eine 
Handlung bereits ausgeführt, hat dies häufig eine Senkung des subjektiven 
Schwellenwertes bei anderen Personen zur Folge, was die Wahrscheinlich­
keit von Nachfolgetaten erhöht. 

Wenngleich beiden Modellen ein gewisser Erklärungswert nicht abgespro­
chen werden kann, beschränkt sich ihre empirische Überprüfung darauf, die 
Zahlen der Statistik mit den theoretischen Überlegungen zu "vergleichen", 
die Modelle also den Daten "anzupassen". Empirische Untersuchungen zur 
tatsächlichen Motivlage der Täter und dabei insbesondere zur Rolle der 
Medien bei der Motivierung der Straftaten werden in dem Aufsatz von 
LUdemann nicht erwähnt. Hingegen wird der Verlauf aus allgemeinen, oft 
trivial erscheinenden Prämissen "erklärt", ohne daß die unterstellten 
Zusammenhänge konkret "erfragt" worden wären. 

Die Massenmedien spielen beim Schwellenwertmodell eine doppelte 
Rolle. 113) So beeinflußt die Präsenz von Medienvertretern vor Ort einerseits 
die überregionale Berichterstattung, andererseits die Ausbildung von 

112) Vgl. dazu die Ausführungen in Lüdemann 1992. 
113) Vgl. ebd., S. 148. 
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Schwellen werten. Angenommen wird, daß sich die Gewalttäter durch die 
Präsenz von Medienvertretern ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt 
fühlen, woraus gewissenmaßen ein belohnender und verstärkender Impuls 
für die Gewalttäter resultiert. Gleichzeitig wird behauptet, daß durch die 
Häufilgkeit, mit der über Gewalttaten gegen Ausländer berichtet wird, sich 
die Perzeption potentieller Gewalttäter ändert, was letztlich zu einer 
Senkung des Schwellen wertes führt. Niedrige Schwellenwerte bilden aber 
die Voraussetzung dafür, sich aktiv an Gewalttaten zu beteiligen. Je 
häufiger also über solche Vorfälle berichtet wird, um so häufiger werden sie 
auch von potentiellen Tätern erwartet. Dadurch steigt deren Bereitschaft 
zum Begehen solcher Taten, bzw. deren Hemmungen sinken. 

Durch die Berichterstattung über bestimmte Ereignisse wird aber nicht nur 
die Perzeption der potentiellen Täter, sondern eben auch die der Journalisten 
und Berichterstatter selbst beeinflußt. In einer auch von den Polizeien der 
Länder bei der Anfrage erwähnten Studie (s.o. Kap. 10) untersuchen 
Brosius und Eps, ob und ggf. wie Schlüsselereignisse journalistische 
Selektionskriterien beeinflussen.114) In ihren Ausgangsüberlegungen 
berufen sie sich auf den Framing-Ansatz, der besagt, daß Schlüsselereig­
nisse einen Rahmen ("frame") erzeugen, der die Aufmerksamkeit der 
Journalisten auf bestimmte Qualitäten von Ereignissen richtet, die denen der 
Schlüsselereignisse weitgehend entsprechen. Mittels einer quantitativen 
Inhaltsanalyse der Berichte in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und der 
Süddeutschen Zeitung im Zeitraum vom August 1990 bis Juli 1993 und 
unter Hinzuziehung von Daten aus der Polizeilichen Kriminalstatistik 
wurden die Thesen des Framing-Ansatzes überprüft. Als Ergebnis stellten 
die beiden Autoren fest, daß sich die Selektionskriterien der Journalisten 
tatsächlich verändert haben, was sich besonders bei der Berichterstattung 
über die Art des Anschlages und die Benennung der Opfer bemerkbar macht. 
So schreiben sie: 

"Zwar nahm von Januar 1991 bis Dezember 1992 die Gesamtzahl der 
fremdenfeindlichen Anschläge und damit auch die Anzahl der Brand­
anschläge absolut gesehen zu, doch der relative Anteil der Brandan­
schläge blieb etwa gleich. Die Intensität der Berichterstattung nahm 
ebenfalls zu, hier verschoben sich die Anteile der Anschlagstypen aber 

114) V gl. Brosius I Eps 1993. 
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deutlich. Nicht nur die Art des Anschlags, sondern auch die Benennung 
der Opfer kann auf einen Framing-Effekt durch die Schlüssel ereignisse 
hindeuten. "115) 

Die Ergebnisse von Brosius und Eps verdeutlichen, welch wichtige Rolle den 
Medien nicht nur beim Entstehen, sondern auch bei der Bewertung fremden­
feindlicher Straftaten zukommt; wird über sie doch auch der Blickwinkel der 
Öffentlichkeit maßgeblich geprägt. Wahrscheinlich würde es zu weit führen, 
wollte man von einem sich selbst verstärkenden Kreislauf von Ereignis, 
selektiver Berichterstattung und Senkung des Schwellenwertes bei potenti­
ellen Tätern sprechen, aber ein gewisses "Hochschaukeln" der Ereignisse 
scheint doch gegeben zu sein. 

Was aber bleibt den Medien übrig, wenn sie ihre Informationspflicht 
ern stnehmen wollen? Sollen sie Ereignisse totschweigen, um den 
"Ansteckungseffekt" zu vermeiden? Auf die ambivalente Spannweite 
zwischen Totschweigen durch Ignoranz und unbeabsichtigtes Hochjubeln 
durch zuviel Medien-Aufmerksamkeit hat der WF-Chefredakteur Klaus 
Bresser, wenn auch mit einem etwas anderen Bezug, nämlich anläßlich 
des Aufstiegs der Republikaner, hingewiesen.116) Totschweigen schafft, 
seiner Meinung nach, den oder die Märtyrer, von denen der Rechtsextremis­
mus zehrt; zuviel Berichterstattung hingegen sorgt für einen zunehmenden 
Bekanntheitsgrad und, dies ließe sich im Falle der Berichterstattung über 
fremden feindliche Straftaten noch anführen, die Gefahr von Nachfolgetaten. 

Der flächendeckenden Berichterstattung über spektakuläre Ereignisse kommt 
- darauf wird auch in der Trierer Studie ausdrücklich hingewiesen - eine 
wichtige Koordinierungs- und Informationsfunktion im Kontext fremden­
feindlicher Gewaltentwicklung zu.117) Dort heißt es: 

"Der relativ geringe" Grad organisatorischer Verfestigung und infra­
struktureller Vernetzung in den fremdenfeindlichen Subkulturen hat 
nicht zuletzt auch damit zu tun, daß die Information und Mobilisierung 

115) Ebd. S. 23. 
116) Vgl. Jaschke 1992, S. 58. 
117) V gl. Willems u.a. 1993, S. 129. 
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von Gleichgesinnten und Unterstützern in der Regel durch die Bericht­
erstattung in den Medien sichergestellt wird."1l8) 

Gleichzeitig wird von der Trierer Forschergruppe auf die Möglichkeit 
subkultureller Aufwertung einzelner bzw. ganzer Gruppen aufmerksam 
gemacht ("Aufmerksamkeitsprämie"), die durch die Berichterstattung erfolgt. 

Daß die Berichterstattung über Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit 
häufig nicht zur Aufhellung des Phänomens, sondern zur Stigmatisierung 
und Schaffung einer falschen Authentizität beiträgt, hebt vor allem Jaschke 

hervor. 1l9) Falsche Authentizität meint dabei die Präsentation von Bilddo­
kumenten, die im Grunde nur "inszeniertes" Verhalten zeigen, d.h. Verhalten, 
welches bewußt provozieren will, ohne daß mit der Dokumentation etwas 
über die Verhältnisse sichtbar gemacht wird, die Menschen zu fremden­
feindlichem Verhalten treibeI}.120) "Dabei käme es darauf an, die Bilder für 
sich sprechen zu lassen, aber nicht in exotischem Zusammenhang rand­
ständiger Außenseiter-Subkulturen, sondern in ihrer Verwobenheit mit der 
Mehrheitskultur."121) Auf welche Probleme aber eine Dokumentation stoßen 
kann, bei der die "Bilder für sich sprechen sollen", macht die Diskussion 
um den Film von Win/ried Bonengel "Beruf Neonazi" klar, dem man 
vorwirft, daß er fatale Tendenzen im deutschen Dokumentarfilm fortsetzt 
und nicht dazu beiträgt, den Boden, auf dem Neonazismus gedeiht, zu 
reflektieren, sondern nur wiederholt, wie sich der Neonazismus darstellt. 122) 

Schlußbemerkung 

Mit der Arbeit sollte der Versuch unternommen werden, einen Überblick 
über die Forschungslage zum Thema "Fremdenfeindliche Strafta­
ten / Fremdenfeindliche Gewalt / Skinheads" zu erstellen und einen eventu­
ellen Forschungsbedarf zu diagnostizieren. Aus der Fülle der Veröffentli­
chungen wurden zu diesem Zweck diejenigen ausgewählt, die einen empiri-

118) Ebd., S. 129. 
119) Vgl. Jaschke 1992. 
120) V gl. ebd., S. 67. 
121) Ebd., S. 67. 
122) V gl. Thomas Mitscherlieh in der Frankfurter Rundschau vom 03.12.93. 
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sehen Bezug erkennen ließen. Dabei hat sich gezeigt, daß der größte Teil der 
Untersuchungen dem Bereich der Meinungs- und Einstellungsforschung 
zugerechnet werden kann. Gezielte Täteruntersuchungen sind nach wie vor 
die Ausnahme. In dieser Richtung besteht ein gewisser Forschungsbedarf, 
der aber durch die angekündigte Untersuchung von Heitmeyer und die 
Fortführung der Trierer Studie aufgefangen werden dürfte. 

Ein weiteres, in Deutschland noch weitgehend unerschlossenes Forschungs­
gebiet tut sich im Rahmen der Erforschung von Jugendbanden auf. Jugend­
banden werden mit großer Wahrscheinlichkeit in Zukunft ein größeres 
Problem werden und eine größere Beachtung finden. Dabei wird besonders 
darauf zu achten sein, ob sich Jugendbanden entlang ethnischer Kriterien 
formieren und ob bei Konflikten unter ihnen die ethnische Dimension im 
Vordergrund steht. Oder aber, ob multikulturelle bzw. -ethnische Jugend­
banden . auftreten, bei denen das ethnische Moment zugunsten anderer 
identitätsstiftender sozialer Merkmale verblaßt und die Konfliktlinien 
gewissermaßen quer durch die ethnischen Gruppen verlaufen. Gleichzeitig 
wird näher zu untersuchen sein, wie Gewalt unter Jugendlichen entsteht und 
welche Funktionen die Ausübung von Gewalt, als eine Form des 
Konfliktlösungsverhalten Jugendlicher, erfüllt. 

Was die Rolle der Polizei bei der Bekämpfung fremden feindlicher Straftaten 
anbelangt, muß nochmals auf die Vermischung von Planung und Spontanei­
tät bei der Entstehung dieser Straftaten verwiesen werden. Im Hinblick auf 
ein präventives Wirken kommen deshalb vor allem situative Faktoren 
- Faktoren, die die Tatgelegenheitsstruktur wesentlich beeinflussen - des 
Umfeldes der Straftat erhebliche Bedeutung zu. Systematische Untersuchun­
gen, die über Einzelfälle hinausgehen, gibt es - mit Ausnahme der Trierer 
Studie - bisher nicht. 

Schließlich sei noch ein Problem angesprochen, das stets im Rahmen der 
Diskussion um "fremdenfeindliche Gewalt" vorgebracht wird, nämlich die 
Frage nach der Fremdenfeindlichkeit innerhalb der Polizei. Bis auf die 
"Ausschlachtung" spektakulärer Einzelfälle und auf das Anführen mehr 
oder weniger plausibel klingelnder, empirisch aber nicht hinreichend 
gestützter Argumente, finden sich bisher keine Belege für eine praktizierte 
Fremdenfeindlichkeit in den Reihen der Polizei. 
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Tabelle A.l: Übersicht über einige der wichtigsten Studien zwn Thema "Rechtsextremistische Orientierungsmuster und 
fremdenfeindliche Gewalt"!) 

Studie Ehebungs- Alters- Fallzahl AB- Fallzahl Art der Befragung, Stichprobe 
jahr gruppe Länder NBLänder 

Smus, 1981 1980 ab 18 6.968 --- Interviews, Repräsentativ-Sample, 
Tiefeninterviews, Inhaltsanalyse 

Jugendwerk der 1982 14-24 1.077 --- Interviews, Repräsentativ-Sample 
Deutschen Shell, 1982 (Überquoten) 

Noelle-NeumannJ Rmg, 1984 16-25 1.282 --- Interviews, RepräsentatIv-Sample 
1984 (Überquoten) 

KaaselNeidhardt, 1990 1989 ab 14 1.019 --- Interviews, ADM-Sample2) 

Behnken u.a. 1991 1990 ca 13-19 1.413 1.164 Schriftliche Befragung, Schüler im 
Klassenverband (Ruhrgebiet und 
HallelLeipzig) 

Deutsches Jugend- 1990 ca 15-17 1.231 1.049 Schriftliche Befragung, Schüler im 
institut, 1992 (9.KI) Klassenverband (Berlin (0, W), 

Köln, Leipzig, Magdeburg, Mün-
chen) 

-



-....) 
VI 

Forts. Tabelle A.l: 

Melzer, 1972 1991 15-24 1.500 1.250 Interviews, Quotenstichprobe 

Konrad-Adenauer-Stiftung, 3. Ju- 1991 15-25 2.500 1.500 Interviews, ADM-Sarnple 
gendstudie 

Deutsches Jugendinstitut, 1992 16-29 4.526 2.564 Interviews, ADM-Sarnple 
Jugendsurvey, 1992 

IPOS im Auftrag der Sach- 1993 14-27 1.015 1.190 West: Telefoninterviews, 
verständigenkornrnissiOn, 9. Zufallsauswahl; Ost: Interviews, 
Jugendbericht ADM-Sarnple 

Bielefelder Längsschmtt-Studie 1985- 17-21 31 --- Jährlich wiederholte Interviews, 
(Heitrneyer u.a.), 1992 1990 qualitative Langsschruttstudie 

Trierer Studie (Willerns u.a.), 1991- ab 14 1.398 polizeiliche Anal yse polizei licher Errnittlungsakten 
1993 1992 Errnittlungsakten, 53 Ge- und Urteilsschriften (9 Bundesländer) 

richtsakten (148 Täter) 

I) Die Tabelle wurde teilweise übernommen aus HoffrnannlGille/Schneider 1993, S. 4 

2) Das ADM-Sarnple ist eine repräsentative Stichprobe, bei der in drei aufeinanderfolgenden Auswahlstufen Surnrnbezirke 
(sog. Sampie Points), Haushalte und Zielpersonen nach Zufallsprinzip ausgewählt werden. 



Übersiicht A.l: 

Einige der wichtigsten Ergebnisse aus den demoskopischen Untersuchungen 
und Jugendstudien 

Sinus-Studie 1981 

QueUe: 

SINUS-Institut (1981): 5 Mio. Deutsche: "Wir sollten wieder einen Führer 

haben ... " Eine SINUS-Studie über rechtsextremistische Einstellungen bei 
den Deutschen. Reinbek: Rowohlt. 

Methode: 

Repräsentativbefragung der Altersgruppe ab 18 Jahren (N = 6968), zudem 
Tiefeninterviews und Inhaltsanalysen. 

Erhebungszeitraum: 

1980 

Ergebl1isse: 

1. Rund 13% der Wahlbevölkerung zählen zum rechtsextremen Eil­
stellungspotential, d. h. 13 % aller Wähler in der Bundesrepublik 
vIerfügen über ein geschlossenes rechtsextremes Weltbild. (S. 78) 

2. Während der Anteil der 18- bis 21jährigen 8 % der Wahlbevölkerung 
ausmacht, ist die Altersgruppe beim rechtsextremen Einstellungs­
potential nur mit 4 % vertreten. (S. 87) 
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Shell-Studie 1981 

Quelle: 

Jugendwerk der Deutschen Shell (1982): Jugend '81, Lebensentwürfe, 
Alltagskulturen, Zukunftsbilder. 2. Aufl., Opladen: Leske und Budrich. 

Methode: 

Repräsentativbefragung der Altersgruppe von 14 - 24 Jahren (N = 1.077) mit 
Überquoten. 

Erhebungszeitraum: 

1981 

Ergebnisse: 

1. Autoritäre Sprüche werden klar häufiger zurückgewiesen als sonstige 
Warn sprüche aus der Alltagskultur. (S. 462) 

2. 16 % der Jugendlichen finden ausnahmslos alle 6 Sprüche der F-Skala 
überhaupt nicht gut. Daraus ist zu schließen, daß es eine klare Gruppe 
von Gegnern der neonationalistischen Gruppierungen gibt. (S. 17) 

3. Nationalistische Gruppierungen CZ. B. Wehrsportgruppe Hoffmann, 
Junge Nationaldemokraten) haben nur bei einer verschwindenden 
Minderheit eine Chance: 1 % fühlen sich als dazugehörend, 3 % finden 
sie noch "ganz gut", ohne dazuzugehören. (S. 16) 

4. Die kleine Gruppe der Jugendlichen, die den national-autoritären 
Parolen noch am ehesten positiv gegenübersteht, setzt sich aus jünge­
ren Befragten mit Hauptschulbildung und Unterschichtsherkunft 
zusammen. (S. 17) 
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Noelle-Neumann I Ring (1984) 

Quell«!: 

Noelle-Neumann, E., E. Ring (1984): Das Extremismuspotential unter 
jungen Leuten in der Bundesrepublik Deutschland. Bonn: Reka. 

Methode: 

Repräsentativbefragung der Altersgruppe von 16 - 25 Jahren (N = 1.282) mit 
Überquoten. 

Erhebu~zeitraum: 

1984 

Ergebnisse: 

1. Ca. 3,7 % aktive und 2,5 % passive Rechtsextremisten sowie 23,1 % 
rechte Demokraten lassen sich feststellen. (S. 42) 

2. Das rechtsextremistische Denken ist in der Gesellschaft weitgehend 
isoliert. Es wird in der Umwelt überwiegend abgelehnt. 

3. Teilweise wird die These der "autoritären Persönlichkeit" bestätigt 
(S. 45). Während in bezug auf Fragen zur Herkunftsfamilie durch­
schnittlich die männlichen Befragten zu 50 % angaben, sie hätten eine 
glückliche Kindheit gehabt, waren es bei den (aktiven) Rechtsextremen 
nur 29 %. Ein "freies und ungezwungenes Aufwachsen" berichteten 
52 % im Durchschnitt, aber nur 18 % der männlichen Rechtsextremen. 
Einen "starken Willen des Vaters" sahen im Durchschnitt 34 %, aber 
58 % der Rechtsextremen. Hingegen fühlten sich nur 12 % des 
Durchschnitts aller männlichen Jugendlichen "oft sehr einsam in der 
Kindheit", bei den Rechtsextremen dagegen 28 %. Keine "Gewissensbis­
se in der Kindheit" kannten im Durchschnitt 29 %, bei den Rechtsextre­
men dagegen 46 % (vgl. S. 120 ff., Tab. A 8). 
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Bericht der Gewaltkomrni<;sion (1990) 

QueUe: 

Kaase, M., F. Neidhardt (1990): Politische Gewalt und Repression. 
Ergebnisse von Bevölkerungsumfragen. In: Schwind, H.-D., J. Baumann u.a. 
(Hrsg.): Ursachen, Prävention und Kontrolle von Gewalt. Analysen und 
V orschläge der unabhängigen Regierungskommission zur Verhinderung und 
Bekämpfung von Gewalt (Gewaltkommission). Bd. IV: Politische Gewalt 
und Repression. Berlin: Duncker und Humblot. 

Methode: 

Repräsentativbefragung der Bevölkerung ab einem Alter von 14 Jahren 

(N = 1.019). 

Erhebungw.eitraum: 

1989 

Ergebnisse: 

1. "Befragte, die ihre politischen Einstellungen selbst als (mehr oder 
weniger) links angeben, sind gewaltaffiner als Befragte, die sich rechts 
einordnen." (S. 35 f.) Der Zusammenhang ist aber nicht besonders 
stark " ... so daß es falsch wäre, das in der Bundesrepublik vorhandene 
Gewaltpotential als eindeutig "links" zu bezeichnen." (S. 36) 

2. Die politische Gewalt in der Bundesrepublik ist tendenziell amorph. (S. 
38) 

3. Seit 1974 besteht eine gewisse abschwächende Tendenz bei der 
Zustimmung zu repressiven staatlichen Maßnahmen. (S. 59) 

4. Die Zustimmung zur politischen Repression nimmt mit dem Alter zu und 
mit dem Bildungsniveau ab. (S. 66) "Fast die Hälfte (gen au 45,5 %) 
der Hochrepressiven (Repressivitätswert = 3) ordnet sich selber als 
'rechts' ein, nur etwa 10 % (genau 9,8 %) als 'links'." (5. 67) 

5. "Wir finden in unserem Material keine Hinweise darauf, daß dieser 
Anspruch einer hoch repressiven Minderheit den Anlaß zu einer 
eigenen 'rechten' sozialen Bewegung abgeben könnte." (S. 64) 
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Schült~rstudie '90 

Quelle: 

Behnken, I. (1991): Schülerstudie ' 90: Jugendliche im Prozeß der Vereini­
gung. Weinheim, München: Juventa. 

Methode: 

Schrifltliche Befragung von Schülern im Klassenverband (Raum: Ruhrgebiet 
und Halle / Leipzig) (N = 1.413). 

Erhebungs:zeitraum: 

1990 

Ergebnisse: 

1. Schüler in der ehemaligen DDR partizipieren deutlich weniger regelmä­
ßig an informellen Gruppen al s westdeutsche (20 % versus 35 %). (S. 
146 f.) 

2. Bei den Anhängern und Sympathisanten für aggressive Straßenrandale 
und national-autoritäre Orientierungen in Gestalt der Skinheads bzw. 
der Republikaner handelt es sich in Ost und West nur um eine Minder­
heit, wobei die Anfalligkeit für gewaltförmige Praxen und rechtsextre­
mes Gedankengut bei den westdeutschen Jugendlichen deutlich größer 
ist. (S. 155) 

3. Im Westen äußerten 7 % der Befragten Sympathie für Skinheads, im 

Osten 5 %. Bei den Republikanern betrug der Anteil 18 % im Westen 
und 5 % im Osten. Dagegen stehen hohe Sympathiewerte in West und 
Ost für Kemkraftgegner (W: 54 %; 0: 67 %) und für die Friedensbe­
wegung (W: 60 %; 0: 76 %). (S. 154) 

4. "Auch bei der Analyse unserer Daten nach Bildungsniveaus zeigen sich 
bei den Jugendlichen in West und Ost ähnliche Tendenzen. Jugendliche 
der unteren und mittleren Bildungsniveaus sympathisieren stärker mit 
den Fankulturen des Fußballs und Computers und mit okkulten Praxen. 
Bei den Anhängern von Skinheads und Republikanern sind sie sogar 
fast ausschließlich unter sich. Umgekehrt sympathisieren Schüler mit 
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hoher Bildung deutlich stärker mit politischen Protestbewegungen." (S. 
155) 

5. Jugendliche aus der ehemaligen DDR lehnen die rechtsextremen Szenen 
und Parteien massiver ab, als ihre westdeutschen Altersgefährten. 
Skinheads wollen 28 % von ihnen als Gegner bekämpfen (W: 19 %), 
Republikaner betrachten 43 % (W: 28 %) als Gegner. (S. 155) 
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Deutsches Jugendinstitut (1992) 

Quelle: 

Deutsches Jugendinstitut (1992): Schüler an der Schwelle zur deutschen 
Einheit. Opladen: Leske und Budrich. 

Methode: 

Schriftliche Befragung von Großstadt-Schülern im Klassenverband 
(Berlin, Köln, Leipzig, Magdeburg, München) (N = 1.231). 

Erhebungw.eitraum: 

1990 

Ergebnisse: 

1. Die ostdeutschen Jugendlichen zeigen eine größere AnHilligkeit für 
Nationalismus und Ausländerfeindlichkeit als die westdeutschen. Gut 
40 % der ostdeutschen, aber nur 30 % der westdeutschen Schüler 
empfinden Ausländer als "störend". (S. 116) 

2. Autoritaristische Tendenzen treten bei den ostdeutschen Jugendlichen 
etwas stärker auf als bei den westdeutschen. hn Osten stimmten 16 % 
der Behauptung zu, daß wir wieder einen Führer haben sollten, der 
zum Wohle aller mit starker Hand regiert. hn Westen waren es nur 
7 %. (S. 117) 

3. Ein Vergleich der Werte auf einem Index "Rechtsorientierung" (5 Items) 
zwischen ost- und westdeutschen Jugendlichen erbrachte, daß sich die 
beiden vor allem hinsichtlich des Anteils derjenigen unterschieden, die 
rechtsextreme Orientierungen ablehnen. Der Anteil war bei den west­
deutschen Schülern etwa doppelt so hoch wie bei den ostdeutschen (ca. 
12 % versus 6 %). (S. 118) 

4. Nationalistische und ausländerfeindliche Einstellungen sind vor allem 
eine Domäne der männlichen, rechtsorientierten (nach ihrer Selbstein­
stufung auf der Rechts-Links-Skala) und der formal weniger gebildeten 
Jugendlichen. (S. 119) 
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5. Der Anteil der Jugendlichen, die sich zu den Skins, Reps oder 
Faschos zählen bzw. mit ihnen sympathisieren, ist unter ost- und 
westdeutschen Schülern etwa gleich groß. 2,7 % der westdeutschen 
Großstadtschüler rechnen sich zu den Skins, weitere 5,1 % sympathi­
sieren mit ihnen. Für ostdeutsche Großstadtschüler betragen die Werte 
1,2 % und 5,2 % (S. 121). Diejenigen, die sich zu den Skins, Reps und 
Faschos zählen, sind fast ausnahmslos Jungen. Bei den Sym­
pathisanten ist der Anteil der Jungen im Vergleich zu den Mädchen 
zwei bis dreimal so groß. 
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Melz<er (1992) 

Quellle: 

Melzer, W. (1992): Jugend und Politik in Deutschland. Opladen: Leske und 
Budrkh. 

Methode: 

Interviews, Quotenstichprobe, Altersgruppe: 15 - 24 Jahre, (N = 1.500). 

Erheb~zeitraum: 

1991 

Ergebnisse: 

1. Westdeutsche und ostdeutsche Jugendliche unterscheiden sich deutlich 
hinsichtlich ihrer Nationalitätsstereotypen. Während die westdeutschen 
Jugendlichen Franzosen, Amerikaner, Spanier und Italiener am sym­
pathischsten finden, bevorzugen die Ostdeutschen die Österreicher, 
Holländer, Schweizer und Franzosen. Am stärksten abgelehnt werden 
im Westen Araber, Türken, Polen und Vietnamesen, im Osten Israelis, 
Türken, Polen und Araber. Besonders deutlich ist die Diskrepanz 
zwischen ost- und westdeutschen Jugendlichen bezüglich der Ab­
neigung gegen Israelis. (S. 128 f.) 

2. Ein latenter, historisch bezogener Ethnozentrismus und Antisemitismus 
ist bei deutschen Jugendlichen vorhanden, im Westen sogar signifikant 
stärker als im Osten. Derartige Einstellungen sind ausgeprägter bei 
Jugendlichen mit niedrigem Aspirationsniveau und Zugehörigkeit zu 
unteren sozialen Schichten. (S. 132) 

3. Ein rigider, persönlichkeitsintegraler Autoritarismus ist bei ostdeut­
schen Jugendlichen stärker entwickelt als bei westdeutschen. (S. 133) 

4. Ostdeutsche Jugendliche sind ausländerfeindlicher eingestellt als 
westdeutsche. Dafür, daß alle Ausländer Deutschland verlassen 
sollten, plädieren knapp 30 % der westdeutschen, aber über 40 % der 
ostdeutschen Jugendlichen. (S. 137) 
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Jugendstudie der Konrad-Adenauer-Stiftung (1991) 

QueUe: 

Veen, HA., u.a. (1994): Eine Jugend in Deutschland. Orientierungen und 
Verhaltensweisen der Jugend in Ost und West. Opladen: Leske und Bud­
rich. 

Methode: 

Standardisierte Befragung, repräsentative Stichproben (Quota-Stichprobe) 
von Jugendlichen und Jungerwachsenen im Alter von 15 bis 25 Jahren 
(N = 5007; West: 3.115, Ost: 1892); Fragebogen bestehend aus 70 Items; 
Durchführung der Untersuchung durch das EMNID-Institut, Bielefeld. 

Erhebungszeitraum: 

1991 

Ergebnisse: 

1. Auffallend ist das hohe Maß an Gleichartigkeit der Meinungen, 
Einstellungen, Wertschätzungen und Verhaltensweisen der jungen 
Deutschen in West- und Ostdeutschland. Wie Vergleiche mit älteren 
Untersuchungen in der DDR zeigen, bestanden diese Parallelen bereits 
vor der Vereinigung. Ausgeprägtere Differenzen finden sich bei Ein­
stellungen zum vereinten Deutschland, zu Staat, Demokratie und 
Parteien der Bundesrepublik und zum Sozialismus (S. 9). 

2. "Auffallend ist ein weiterer Unterschied, nämlich die dichtere Integrati­
on der ostdeutschen Jugendlichen in die Zeitgeschichte. Sie schlägt sich 
in einer höheren Zustimmung zur deutschen Vereinigung und in einer 
stärkeren Identifikation mit dem vereinten Deutschland nieder." (S. 10). 

3. In der politischen Selbsteinstufung zeigt sich eine weitgehende Überein­
stimmung bei den jungen West- und Ostdeutschen. Die Mehrheit tendiert 
zu einer Position etwas links von der Mitte (39 % Links, 25 % Mitte, 
24 % Rechts), die bei den Ostdeutschen etwas deutlicher ausgeprägt ist. 
(S. 10 und S. 97 f.). Anmerkung: Die Additi on ergibt wegen der 
Rundungsvorschriften und des Nichtexplizitmachens von "keine­
Antwort"-Angaben nicht immer 100 %. 
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4. "hn manifesten Engagement und in der Sympathie für Initiativen und 
Bewegungen werden interessante Unterschiede zwischen West- und 
Ostdeutschen erkennbar, in denen sich die alten politischen Koordi­
natensysteme der Bundesrepublik und der DDR widerspiegeln. Bei 
jungen Westdeutschen sind Umweltschutz- und Antikernkraftbewegung 
dominant, unter jungen Ostdeutschen ist es die Friedensbewegung." 
(S. 93) 

5. "Gegenüber den zum Teil hohen Zustimmungsraten zu konventionellen 
und auch unkonventionellen Formen politischer Beteiligung wird die 
Bereitschaft zu illegalen und gewalttätigen Aktionen, wie Handgreif­
lichkeiten, Demolierung von Wahlplakaten, Beschädigung fremden 
Eigentums oder Besprühen von Wänden nur von sehr wenigen erklärt. 
Die Quote für manifestes illegales Verhalten liegt hier unter 5 %, die 
Bereitschaft dazu unter 10 %." (S. 94 f.) 

6. Eine gewisse Ausnahme bezüglich des manifesten illegalen HandeIns 
und der Bereitschaft dazu bildet die "Hausbesetzung". 5 % (West: 
5 %, Ost. 4 %) erklären, daß sie bereits Gebäude besetzt haben; 21 % 
(West: 21; Ost: 23 %) erklärten, daß sie möglicherweise bereit wären, 
dies zu tun. (S. 94 f.) 

7. "Etwa in der Größenordnung der gewaltbereiten Jugendlichen dürfte 
auch das Potential für Rechtsradikale liegen (rechtsradikale Gruppen 
etwa 1 - 2 %, Skinheads unter 1 %, der Verf.). Die passiven Sympathi­
en für rechtsradikale Gruppen und Skinheads dürfte noch etwas höher 
sein, bei etwa 7 %. Auf der anderen Seite sind die Ablehnungsquoten 
gegenüber diesen Gruppen in West und Ost die mit Abstand höchsten. 
Sie liegen deutlich über 80 %." (S. 95) 

8. Während die jungen Westdeutschen den Umweltschutz als wichtigstes 
politisches Problem (West: 27 %; Ost: 18 %) einstufen, rangiert bei 
den jungen Ostdeutschen die Sorge um den Arbeitsplatz an erster 
Stelle (West: 12 %; Ost: 31 %). (S. 99) 
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Deutsches Jugendinstitut, Jugendsurvey (1992) 

Quelle: 

Schneider, H., U. Hoffmann-Lange: Gewaltbereitschaft und politische 
Orientierungen Jugendlicher. Ergebnisse empirischer Studien bei Jugendli­
chen in West- und Ost-Deutschland. In: Der Bürger im Staat, hrsg. von 
der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, 43. Jg. 
(1993), Heft 2. 

Methode: 

Repräsentativbefragung (ADM-Sample) der Altersgruppe von 16 - 29 
Jahren (N = 4.526). 

Erhebungszeitraum: 

1992 

Ergebnisse: 

1. Die Repressionsneigung unter den Jugendlichen in Ost- und West­
deutschland ist relativ hoch. Etwa die Hälfte der Befragten befürwortet 
die Todesstrafe (W: 43,3 %; 0: 51,4 %) und ein noch größerer Pro­
zentsatz spricht sich für ein scharfes Durchgreifen der Polizei zur 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung aus (W: 60,1 %; 0: 74,2 %). 
(S. 130) 

2. Die Umfragedaten belegen aber auch, daß legale, unverfaßte politische 
Aktionen bereits zur Normalität bei den jungen Bürgern geworden sind. 
Beispielsweise erklären sich 79 % der ostdeutschen und 62,1 % der 
westdeutschen Jugendlichen bereit, an einer genehmigten Demonstration 
teilzunehmen. Positiv zur Mitarbeit in Bürgerinitiativen äußern sich 
39,6 % im Osten und 44,7 % im Westen. (S. 131) 

3. Die Bereitschaft, Gewalt gegen Sachen oder gegen Personen auszu­
üben, ist unter den ost- und westdeutschen Jugendlichen unterschied­
lich ausgeprägt. 12 % der ostdeutschen und 7 % der westdeutschen 
Jugendlichen geben eine Verhaltensbereitschaft in bezug auf Gewalt 
gegen Sachen an. Bei der Gewalt gegen Personen liegen die Werte bei 
12,4 % zu 6,9 %. (S. 131) 
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4. Vergleicht man Verhaltensbereitschaften mit tatsächlichem Verhalten, 
so läßt sich eine deutliche Kluft erkennen. 3,7 % im Osten und 1,8 % 
iim Westen gaben an, tatsächlich Gewalt gegen Sachen ausgeübt zu 
haben. Bei der Gewalt gegen Personen waren es 2,9 % zu 1,0 %. 
(S. 131) 

Anmerkung: 

Setzt man Verhaltensbereitschaft (VB) zu tatsächlichem Verhalten 
(TV) in Beziehung, so läßt sich die Realisierungswahrscheinlichkeit 
(RW) von Gewalt berechnen (RW = TVNB). Sie beträgt im Westen 
0,26 bei Gewalt gegen Sachen und 0,15 bei Gewalt gegen Personen, 
d. h., daß bei einer Verhaltensbereitschaft von 100 in 26 Fällen 
Gewalt gegen Sachen und in 15 Fällen Gewalt gegen Personen 
tatsächlich ausgeübt wird. Die Wahrscheinlichkeiten für den Osten 
betragen 0,3 bei Gewalt gegen Sachen und 0,23 bei Gewalt gegen 
Personen. 

5. Einen deutlichen Einfluß auf die Gewaltbereitschaft haben der 
Erwerbsstatus und der Familienstand. Schüler und Studenten weisen 
sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland stark überdurchschnitt­
liche Gewaltpotentiale auf, was aber auch mit dem geringen 
Durchschnittsalter zusammenhängt. Beim Familienstand erweist sich 
die Gruppe der Verheirateten als diejenige mit der geringsten Neigung 
zu gewaltsamen Partizipationsformen, während Ledige ohne Partner die 
höchste Gewaltaffinität zeigen. (S. 132 f.) 

6. Befragte, die ihre politisch-ideologische Position als rechts einstufen, 
zeigen eine höhere Gewaltneigung als solche mit linker 
Selbsteinstufung, wobei die Tendenz in den östlichen Bundesländern 
eindeutiger ist. (S. 131) 

7. Hohe Gewaltbereitschaft zeigen Personen, die Sympathien für 
Skinheads, Faschos und Neonazis angaben. Der Anteil der 
Skin-Sympathisanten, die Gewaltbereitschaft erkennen ließen, lag bei 

72,0 % im Osten und bei 48,2 % im Westen. (S. 134) 
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IPOS-Studie zur Vorbereitung des 9. Jugendberichts der Bundesregierung 

(1993) 

Quelle: 

Bundesministerium für Frauen und Jugend (1993): Zur Lage der Jugend in 
Ost- und Westdeutschland. Materialien zur Jugendpolitik. Dokumentation. 

Methode: 

Repräsentative Bevölkerungsumfrage von deutschen Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen im Alter von 14 bis 27 Jahren (Westen: N = 1.015; 
Osten: N = 1.190). 

Erhebungszeitraum: 

Februar und März 1993 

Ergebnisse: 

1. "An erster Stelle der wichtigsten persönlichen Probleme stehen für die 
Jugendlichen in Ost und West Fragen des Berufs, der Ausbildung, der 
Schule und des Studiums. 19 % der westdeutschen und 21 % der 
ostdeutschen Jugendlichen geben dies als ihr persönlich wichtigstes 
Problem an, wobei die männlichen Befragten diese Themen, vor allem 
im Westen, noch etwas häufiger nennen als weibliche Befragte." (S. 5) 

2. Die Sorge um den Arbeitsplatz ist bei den ostdeutschen Befragten 
wesentlich deutlicher spürbar als bei den westdeutschen. 18 % der 
Ostdeutschen geben es als wichtigstes persönliches Problem an. Damit 
rangiert es an zweiter Stelle der wichtigsten persönlichen Probleme. 
Bei den Westdeutschen geben nur 6 % Arbeitslosigkeit als wichtigstes 
persönliches Problem an. (S. 6) 

3. Von Problemen, die eigentlich gesellschaftlicher natur sind, dennoch 
aber als wichtigste persönliche Probleme empfunden werden, kommen 
der Ausländerfeindlichkeit, dem Rechtsextremismus und der Kriminali­
tät ein erheblicher Stellenwert zu (Westen: 10 %; Osten: 16 %). "Im 
Westen handelt es sich dabei hauptsächlich um Nennungen zur Aus­
länderfeindlichkeit (9 %), im Osten aber auch zur Kriminalität (5 %) 
und zum Rechtsextremismus (4 %)." (S. 6) 
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4. Die Frage "Sind Sie stolz darauf, ein Deutscher zu sein?" wird von den 
west- und ostdeutschen Befragten unterschiedlich beantwortet. Wäh­
rend im Westen nur 47 % der Jugendlichen (Gesamtbevölkerung im 
Westen: 69 %) die Frage bejahen, sind es im Osten 68 % (Gesamtbe­
völkerung im Osten: 71 %). (S. 70) 

5. l3 % der Befragten im Westen und 15 % der Befragten im Osten sind 
der Meinung, daß es in jeder demokratischen Gesellschaft Konflikte 
gibt, die mit Gewalt ausgetragen werden müssen. Besonders deutlich 
kommt diese Meinung bei den Anhängern der Republikaner zum 
Ausdruck (im Westen: 31 %; im Osten: 38 %). (S. 76 f.) 

6. "Zwar glauben mit 28 % im Westen und 34 % im Osten wesentlich 
mehr Befragte, daß es für Jugendliche Gründe gibt, die die Anwendung 
von Gewalt rechtfertigen als dies bei der gesellschaftlichen Konflikt­
regelung der Fall ist, insgesamt sprechen sich aber deutliche Mehrhei­
ten, und zwar sowohl im Westen (71 %) als auch im Osten (66 %), 

gegen das individuelle Recht zur Gewaltanwendung aus." (S. 77) 

7. "Sind also in der Gesamtheit der befragten Jugendlichen im Westen wie 
im Osten schon eindeutig nur Minderheiten der Auffassung, daß es 
Rechtfertigungsgründe für die Gewaltanwendung von Jugendlichen gibt, 
dann relativiert sich diese potentielle Gewaltakzeptanz noch weiter 
durch die Nachfrage, worin diese Gründe zu sehen sind. Dabei treten 
allerdings auch große Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutsch­
land auf." (S. 79) Im Osten geben z.B. fast zwei Drittel (65 %) die 
Selbstverteidigung als Bestimmungsgrund an, im Westen hingegen 
22 %. (S. 79) 

8. 1m Osten äußerten 18 % der Befragten Verständnis dafür, daß Leute 
gewalttätig gegen Asylbewerber vorgehen, im Westen hingegen nur 
8 %. Dabei lassen sich sowohl geschlechts- als auch bildungs­
spezifische Differenzen feststellen: Im Osten äußern 22 % der männli­
chen, aber nur 14 % der weiblichen Befragten Verständnis. Während 
im Westen mit steigender Bildung das Verständnis für das gewalttätige 
Vorgehen eindeutig abnimmt, ist dieser Zusammenhang im Osten nicht 
linear. Die Gruppe der Schüler mit dem Schulziel Abitur bilden mit 
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25 % die Gruppe, die am deutlichsten Verständnis für gewalttätiges 
Vorgehen gegen Asylbewerber zum Ausdruck bringt. (S. 81 f.) 

9. Der größte Teil der Jugendlichen lehnt die gewaltsamen Ausschreitun­
gen gegen Asylbewerber ab. Im Westen geben 66 %, im Osten 58 % an, 
daß sie sich für die Gewalttätigkeiten schämen. (S. 82) 49 % der 
Befragten im Westen geben an, daß sie Ausländer helfen würden, wenn 
diese vor ihren Augen angegriffen würden, 70 % würden die Polizei 
rufen. Im Osten geben 21 % an, daß sie spontan zur Hilfe bereit 
wären, und 67 % würden die Polizei rufen. Tatenlos zuschauen würden 
im Westen 3 % und im Osten 9 %, schnell weitergehen im Westen 6 % 

und im Osten 20 % (S. 87). 
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Thüringer Untersuchung (KräupeI1993) 

QueUe: 

Kräupel, G.: Hintergründe extremistisch erscheinender Gruppengewalt 
Jugendlicher. In: Bewährungshilfe 1993, Heft 3, S. 245 - 259. 

Methode: 

23 Interviews mit Zugehörigen zur Jugendszene; teilnehmende Beobachtung; 
Aktenanalyse von 100 jungen Gewalttätern (Alter: 16 bis 22 Jahre). 

Erhell>~zeitraum: 

1992 

Ergebnisse: 

1. Motivationen zur Gewaltausübung werden beherrscht von einem 
diffusen Aktionismus i. S. eines Abreagierens aufgestauter Aggressio­
nen, die sich relativ unabhängig von Situation und Opfer äußern. 
(S. 250) 

2. Gewalt erscheint als Folge eskalierender Lebenskonflikte und brechen­
der sozialer Beziehungen. (S. 248) 

3. 87% der Gewalttäter können einer Szene zugerechnet werden, davon 
mehrheitlich einer der als "rechts" bezeichneten. (S. 248) 

4. Gewaltsituationen entstehen hauptsächlich in unmittelbarer Ereignis­
nähe; sie weisen in der Regel keine genaue Planung und Vorbereitung 
auf. (S. 249) 

5. Fremdbezeichnungen wie "links" oder "rechts" scheinen weitgehend 
austauschbar zu sein. (S. 250) 

6. Die Motivation von Gewaltstraftaten erweist sich als beinahe aus­
schließlich gruppenorientiert (bei 74 % der Täter). (S. 250) 

7. "21 % der Gewalttäter untersetzen ihr Handeln mit allgemeinen 
politischen Erklärungen. Davon nur 2 Prozent linker Orientierung". 
(S. 251) 
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8. Die subkulturellen Gruppen zeigten sich i. d. R. wenig an einer politi­
schen Organisierung interessiert. (S. 252) 

9. Auffällig war der Anteil unterdurchschnittlich Gebildeter (nur 54 % 
hatten einen regulären Abschluß). (S. 254) 
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Berliner Kommission gegen Gewalt (Weschke 1993) 

QueUe: 

Weschke, E.: Kommunale Gewaltprävention - Beispiel Berlin. Bewährungs­
hilfe, Heft 3, 1993, S. 261 - 286. 

Methode: 

Experteninterviews (N = 167), Standardisierte schriftliche Befragung von 
Schülern (Alter: 11 - 17 Jahre; N = 1.088); Offene Interviews mit Schülern 
(N = 60); Geographischer Raum: Berlin. 

Erheb~zeitraum: 

1992 /1993 

Ergebnisse: 

1. Erhebliche Steigerung von Gewalttaten in den letzten Jahren, vor 
allem bei Körperverletzungsdelikten (Bezug auf PKS). (S. 270) 

2. Zunehmende Gewaltbereitschaft, was sich u. a. aus dem "Mitführen" 
von Waffen, vor allem von Messern, entnehmen läßt. Von den Befrag­
ten meinten 81,0 %, daß häufig Messer, 24,9 %, daß Schlagringe, 
52,2 %, daß Reizgas häufig mitgeführt würden. (S. 271) 

3. Zunehmende Brutalisierung bei Auseinandersetzungen und deutlich in 
Erscheinung tretende verbale Gewalt. (S. 271) 

4. Die Gewalt mit rechtsextremistischem und / oder rassistischem Hinter­
grund hat auch in Berlin zugenommen. Berlin nimmt mit 1,3 fremden­
feindlichen Taten pro 100.000 Einwohner den 12. Rang unter den 16 
Bundesländern ein. (S. 271) 

5. Als einen Grund für Gewalt unter Jugendlichen gaben 38,2 %der 
Befragten an, "weil die Familien versagen". Rund 40 % der Schüler 
wachsen ohne Geschwister auf, rund 20 % kommen aus alleinerziehen­
den Familien. 

6. "Es ergibt sich mit Sicherheit nicht rein zufällig, daß auf die Frage, ob 
Haß gegen Deutsche und / oder Haß gegen Ausländer als Grund für 
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Gewalt unter Jugendlichen anzusehen seien, 34,2 % bzw. 72,5 % der 
befragten Berliner Schüler/innen - wenn auch undifferenziert - als 
Grund sahen." (S. 273) 
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Über.dcht A.2: 

Angekündigte Wld gegenwärtig durchgefiihrte empirische Studien 

1. Universität Trier, Fachabteilwtg Soziologie, Prof. Dr. Eckert 

Titel: 

Fremdenfeindliche Gewalt: Eine Analyse von Täterstrukturen und 
Eskallationsprozessen. Fortschreibung der Trierer Studie mit im wesentlichen 
gleicher Fragestellung und Methode, allerdings mit dem Bestreben, die 
Untersuchung auf alle Bundesländer auszuweiten. 

Methode: 

Auswertung polizeilicher Ermittlungsakten; Gerichtsakten sollen nur in 
manchen Fällen herangezogen bzw. ausgewertet werden. Als zweites 
(qualitatives) "Standbein" der Untersuchung werden Gruppendiskussionen 
mit Jugendlichen durchgeführt, und zwar erstens Jugendliche generell, an die 
man über die Schulen (vor allem Haupt- und Berufsschulen) herantritt und 
zweitens auffällige Jugendliche, zu denen der Kontakt über Streetworker und 
Jugendhäuser hergestellt werden soll. 

Erheb~zeitraum: 

1993 

Abschluß: 

Mitte / Ende 1994 

Auftraggeber I Finanzierwtg: 

BMI 

Quelle: 

Persönliche Mitteilung von Prof. Eckert und Dr. Willems 
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2. Universität Bielefeld, Fakultät für Pädagogik, Prof. Dr. Heitmeyer 

Titel: 

Täteranalysen bei ethnisch motivierter Gewalt 

Methode: 

Fragebogen und problemzentrierte Interviews (qualitative Methode); 
untersucht werden 56 Straftäter im Alter bis 21 Jahren aus den alten 
(N = 28) und neuen Bundesländern (N = 28), die sich zu je gleichen 
Anteilen (jeweils 7 Fälle) vier verschiedenen Gruppenkontexten zuordnen 
lassen (Orientierungsmuster-, Cliquen-, Subkultur- und Organisationskon­
text). Als Untersuchungsgebiete wurden ausgewählt: Landkreis Straußberg 
und Höxter (Orientierungsmuster-Kontext), Leipzig und Frankfurt / M. 
(Cliquen-Kontext), Magdeburg und Hamburg (Subkultur-Kontext), Cottbus 
und Hannover (Organisations-Kontext). Als thematische Schwerpunkte 
gelten: 

Relevante Ereignisse im biographischen Prozeß, 

Problemkomplexe: Gewalttätige Handlungen und politische Orientierun­
gen, Gruppenzugehörigkeit, Milieuerfahrungen, Identität, 

Ideologien der Ungleichheit und Gewalt. 

Erhebungszeitraum: 

1994 

Abschluß: 

Juni 1995 

Auftraggeber I Finanzierung: 

BMJ 

QueUe: 

Persönliche Mitteilung von Prof. Heitrneyer 
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3. !Universität Regensburg, Juristiscbe Fakultät, Lehrstuhl für Strafrecht 
.md Kriminologie, Prof. 0... Rolinski 

Titel: 

Bedingungen der Entstehung von Jugendbanden in Großstädten der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Methode: 

Standardisiertes Interview (Stichprobe: 60 Jugendliche in 4 Großstädten der 
BRD München, Frankfurt, Berlin, Dresden oder Leipzig 
Auswahlverfahren: Zufall). Expertengespräche (Stichprobe: 60 Jugendliche 
in denselben Städten; Auswahlverfahren: bewußt). 

Erheb~zeitraum: 

1992/1993 

Abschluß: 

offen 

Auftraggeber I Finanzierung: 

unbekannt 

QueUe: 

Zentralarchiv für empirische Sozialforschung Köln in Zusammenarbeit mit 

dem Informationszentrum Sozialwissenschaften Bonn: Empirische 
Sozialforschung 1991, Frankfurt, New York: Campus 1992. Private 
Mitteilung von Prof. Rolinski. 
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Übersicht A.3: 

Polizeiliche Ursachenforschung und Maßnahmen 

LKA: Brandenburg 

Eigenprojekte: 

Nein 

Sonstige Forschung: 

k.A. 

Sonderkommissionen und Ernüttlungsgruppen: 

Soko "Rega": dezentrale Einrichtung (Präsidien und LKA) 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Rwde Tische": 

Interministerielle AG 

b) Sonstige Maßnahmen: 

Medienärbeit 

LKA: Berlin 

Eigenprojekte: 

Nein 

Sonstige Forschung: 

Unterstützung verschiedener Universitäten und der "Unabhängigen Kommis­
sion gegen Gewalt"; Hinweis auf verschiedene Studien (s. Kap. 10) 

Sonderkommissionen und Ernüttlungsgruppen: 

Sachgebiet "Politisch motivierte Straßengewalt" beim polizeilichen Staats­
schutz 
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Prävention 

a) ArbeiCsgruppen bzw. "Rtmde Tische": 

k.A. 

b) SoltlStige Maßnahmen: 

Präventive Maßnahmen durch Lagebilderstellung und gezielte Öffentlich­
keitsarbeit 

LKA: Baden-WürUemberg 

Eigenprojekte: 

Ja, Analyse aufgeklärter Fälle 

Sonstige Forschung: 

Unterstützung der Trierer Studie 

Sonderkommissionen und Ermittlungsgruppen: 

LN: Teilreferat "Rechtsterrorismus"; Polizei: Örtliche Sokos / EG, Beteili­
gung an der AG der K-ST 

Prävention 

a) ArbeiCsgruppen bzw. "Rtmde Tische": 

Gespräche auf lokaler Ebene angestrebt; Modell der LPD Stuttgart 11: 
Zusammenarbeit von Sozialarbeitern und Polizei 

b) SOlllstige Maßnahmen: 

Erwähnung zahlreicher Maßnahmen, z.B.: 

100 

Informationsaustausch mit Verfassungsschutzbehörden 

Intensivierung polizeilicher Beobachtung 

Observationen 

technische Sicherheit 

gezielte Öffentlichkeitsarbeit 



LKA: Bayern 

Fehlanzeige 

LKA: Bremen 

Fehlanzeige 

LKA: Hessen 

Eigenprojekte: 

k.a. 

Sonstige Forschung: 

k.A. 

Sonderkommissionen und Ermittl~ppen: 

Anlaßbezogene Einrichtung von AGs und Sokos 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Rtmde Tische": 

k.A. 

b) Sonstige Maßnahmen: 

Erwähnung zahlreicher Maßnahmen: Fortschreibung des Maßnahmen­
katalogs der K-Staatsschutz; Beispiele für Maßnahmen: 

Erhöhung von Streifen tätigkeit 

Einsatz von Zivilstreifen 

Intensi ve Öffentlichkeitsarbeit 

Informationsblatt 

technische Sicherung 

101 



102 

LKA: Hamburg 

Eigenprojekte: 

Nein 

Sonstige Forschung: 

k.A. 

Sonderkommissionen und Ermittl~uppen: 

Nein 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Rtmde Tische": 

k.A. 

b) Sonstige Maßnahmen: 

Raumschutzprogramm 

LKA: Mecklenburg-Vorpommem 

Eigenprojekte: 

Ja, Untersuchung von Gruppengewaltstraftaten (1991) 

Sonstige Forschung: 

k.A. 

Sonderkommissionen und Ermittlungsgruppen: 

Soko "Extrem" beim LKA 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Rtmde Tische": 

AG "Gewaltbereite Gruppierungen" 



b) Sonstige Maßnahmen: 

k.A. 

L.KA: Niedersachsen 

Eigenprojekte: 

Ja, Analyse der Skinheadszene in Braunschweig 

Sonstige Forschung: 

k.A. 

Sonderkommissionen und Ermittlungsgruppen: 

AG "Prävention" der KPI Osnabrück 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Runde Tische": 

BIB "Umgang mit gewaltbereiten jungen Menschen" (Braunschweig) 

b) Sonstige Maßnahmen: 

Erwähnung zahlreicher Maßnahmen z.B.: 

Erhöhung polizeilicher Präsenz 

Schutzmaßnahmen 

massive Öffentlichkeitsarbeit 

L.KA: Nordrhein-Westfalen 

Eigenprojekte: 

Ja, "Präventabilität fremden feindlicher Straftaten - täterorientiert" 

Sonstige Forschung: 

Hinweis auf die Studie der Uni Bielefeld (Heitmeyer) im Auftrag des BMJ 
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Sonderkommissionen und Ennittl~ppen: 

Ermittlungsgruppe Fremdenfeindliche Straftaten (EG FFS) 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Runde Tische": 

AG "Präventabilität fremdenfeindlicher Straftaten" beim LKA .. Hinwirken 
auf die Bildung "kriminalpräventiver Räte" bzw. "Runder Tische". 

b) SOlllStige Maßnahmen: 

Auflistung präventiver Maßnahmen, z.B.: 

Grundberatung Ratsuchender 

sicherheitstechnische Beratung 

Beteiligung an Ausstellungen und Messen 

Öffentlichkeitsarbeit 

LKA: Rheinland-Pfalz 

Eigelll)rojekte: 

Nein 

Sonstiige Forschung: 

Hinweis auf die Trierer Studie; Studie des Instituts für Publizistik an der 
Uni Mainz; Projektstudie der FHS für öffentliche Verwaltung (Proj. U8) 

Sonderkommissionen und Ennittl~ppen: 

Nein 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Runde Tische": 

AG "Fremdenfeindliche Straftaten" beim LKA und bei den Polizeipräsidien 
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b) Sonstige Maßnahmen: 

Allgemeiner Hinweis auf präventive Maßnahmen 

LKA: Schleswig-Holstein 

Eigenprojekte: 

Nein 

Sonstige Forschung: 

Hinweis auf eine Studie der Uni Köln (Friedrichs): "Anornie-Tendenzen 
und soziale Integration - Schleswig-Holstein im Vergleich" 

Sonderkommissionen und Ermittlungsgruppen: 

EG "Jugenddelinquenz" (Lübeck, Kiel); EG "Bekämpfung fremdenfeindlicher 
Straftaten" (Lübeck, Kiel, Flensburg, Itzehoe) 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Rtmde Tische": 

Konzept zur Initiierung von "Runden Tischen" und kommunalen Räten für 
Kriminalitätsverhütung; Modellprojekt: vernetzte Jugendsozialarbeit 

b) Sonstige Maßnahmen: 

Hinweis auf ein polizeiliches Konzept zum Schutz von Asylbewerber­
unterkünften; Erstellung von Lehrplänen für einen kriminalpräventiven 
Unterricht 

LKA: Saarland 

Eigenprojekte: 

Nein 

Sonstige Forschung: 

k.A. 
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Sonderkommissionen und Ermittlungsgruppen: 

Soko "Rex" 

Prävellltion 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Runde Tische": 

k.A. 

b) Sonstige Maßnahmen: 

Hinweis auf "Gemeinsame Konzeption zur Bekämpfung fremdenfeindlicher 
Straftaten"; Beispiele für präventive Maßnahmen: 

Sensibilisierung der Nachbarschaft 

technische Prävention 

LKA: Sachsen 

Eigenprojekte: 

Ja, Auswertung fremdenfeindlicher Straftaten (Dokumentation "Rechts­
orientierte / fremdenfeindliche Straftaten " 

Sonstige Forschung: 

k.A. 

SondeJrkommissionen und Ermittlungsgruppen: 

Soko "Rex" 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "Runde Tische": 

"Runder Tisch gegen Gewalt" 

b) Sonstige Maßnahmen: 

106 

Ständige Berichterstattung in den Medien über die Arbeit und Erfolge 
der Soko "Rex" 



Vorträge an Schulen und anderen Institutionen 

Slogan gegen Rechtsextremismus und Gewalt 

LKA: Sachsen-Anhalt 

Eigenprojekte: 

Nein 

Sonstige Forschung: 

Beteiligung an der Trierer Studie 

Sonderkommissionen und EnnittI~ppen: 

Anlaßbezogene EGs; Soko MIRA in Stendal 

Prävention 

a) Arbeitsgruppen hzw. "Runde Tische": 

k.A. 

b) Sonstige Maßnahmen: 

Teilnahme an Seminaren und Bildungsveranstaltungen 

LKA: Thüringen 

Eigenprojekte: 

k.A. 

Sonstige Forschung: 

Hinweis auf Studien der Uni Jena in Kriminologie (Krl1upl) und Sozialpsy­
chologie (Frindte) 

Sonderkommissionen und EnnittI~ppen: 

Nein 
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Prävention 

a) Arbeitsgruppen bzw. "R1U1de 1'i§che": 

Interministerielle AG "Gewaltfreies Thüringen" mit der Untergruppe 
"Fremdenfeindlichkeit" 

b) SOlllstige Maßnahmen: 

Aktionsprogramm der Bundesregierung gegen Aggression und Gewalt 
(AgAG) 
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